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1 Vorbemerkungen

11 Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), das zuletzt durch
Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBI. | S. 4147) geé&ndert worden ist.

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786), die
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1802) geéndert worden ist.

Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802) geéndert worden ist.

Bauordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung - (BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21.07.2018 (GV. NRW. S. 421), die zuletzt durch Gesetz vom 14. September 2021 (GV. NRW. S. 1086) geéndert
worden ist.

Landeswassergesetz fiir das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) vom 16.07.2016 (GV. NRW 2016 S. 559), zuletzt
geéndert durch Gesetz vom 04.05.2021 (GV.NRW S. 560).

2 Einflihrung
2.1 Plangebiet, raumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ,Minstereifeler Stralle — Turmstrafie” mit einer Flache
von ca. 4.475 m? umfasst einen Teil des Flurstlicks 484 (vormals Flurstiicke 17/4, 17/5, 199, 213, 400 und 401) auf Flur 21
der Gemarkung Rheinbach. Das Plangebiet wird im Norden begrenzt durch die Teilgrundstiicke der Bestandsgeb&ude an
der Munstereifeler Stral3e. Lediglich die neu geplante Tiefgaragenzufahrt zwischen den Hausern Nr. 47 und 49 ist Bestand-
teil des Plangebietes, hier verlduft die Grenze des Geltungsbereiches bis zur Minstereifeler Strale. Des Weiteren wird das
Plangebiet begrenzt durch:

e Die TurmstraRe im Suiden,

e die Grundstlicke TurmstraRe 46 (Flurstiick 104) / MiinstergaRchen 38 (Flurstiick 106), das Mlnstergafichen und

den FulRweg zwischen MunstergéRchen und Minstereifeler Strafle im Stidosten und Osten
o sowie das Grundstiick Miinstereifeler Stral’e 51 (Flursttick 198) im Westen.

Der Geltungsbereich des Vorhaben- und ErschlieBungsplanes beinhaltet — zusatzlich zum Geltungsbereich des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans — auch die flir das Vorhaben, neben den innerhalb des Geltungsbereichs des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans geplanten Stellplatzen, zusatzlich zu schaffenden vier Stellplatze im nordéstlichen Teil des Grund-
stiicks an der Miinstereifeler Strae. Der Geltungsbereich des Vorhaben- und ErschlieBungsplanes umfasst damit eine
Gesamtflache von ca. 4.522 m2,

Das Areal liegt innenstadtnah, ca. 500 Meter westlich des historischen Rheinbacher Altstadtkerns. Uber die nahe verlau-
fende Umgehungsstrale B 266 ist Rheinbach mit den benachbarten Gemeinden verbunden. Die bestehenden Wohnge-
baude Minstereifeler Stralle 39-49 sowie das Plangebiet selbst befinden sich stdlich der Minstereifeler Stralle in einem
gewachsenen Wohngebiet, das durch eine Mischung aus Mehr- und Einfamilienhdusern bebaut ist. Die Miinstereifeler
Strale dient als siidwestliche Ortseingangsstrale.

Das Plangebiet liegt innerhalb der Siedlungserweiterung, welche unmittelbar an den historischen Stadtkern Rheinbachs
anschliel3t. Es befindet sich somit in kurzer Entfernung zur Innenstadt mit seinen Versorgungs-, Kultur-, Freizeit- und Ein-
zelhandelsangeboten sowie den sozialen Einrichtungen.
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Die ndchste Bushaltestelle ,Miinstereifeler Stral3e” befindet sich im Kreuzungsbereich der Miinstereifeler StralRe mit der
TurmstraBe in ca. 50 m Entfernung. Hier verkehrt die Buslinie 741 zwischen dem Rheinbacher Zentrum und dem Bad
Minstereifeler Ortsteil Wald (von Montag bis Samstag im 1-h-Takt, sonntags im 2-h-Takt).

Der Bahnhof Rheinbach ist nach etwa 700 m zu erreichen. Hier verkehrt die S-Bahn-Linie S23 in Richtung Bonn und Eus-
kirchen (bis auf Tagesrandzeiten Gberwiegend im 30-min-Takt). Aus den vorgenannten Griinden eignet sich das Plangebiet
auch als Wohnstandort fiir Pendler*innen ohne eigenen Pkw.

2.2 Eigentumsverhéltnisse

Die Bundesanstalt fiir Inmobilienaufgaben (BImA) ist Eigentimerin des Flurstiicks 484, Flur 21, Gemarkung Rheinbach.
Das Flurstiick 484 ist im Jahr 2020 aus der Grundstlcksvereinigung der Flursticke 17/4, 17/5, 199, 213, 400 und 401
hervorgegangen, welche den Grundstiicken Miinstereifeler Strale 39, 41, 43, 45, 47 und 49 mit den dortigen sechs Mehr-
familienhdusern aus dem Jahr 1952 und ihrem rickwartigen Gartenland bis zur Turmstral3e bzw. zum Minstergéalchen
entsprachen. Der sldliche Grundstiicksteil zur Turmstrae und zum MiinstergaBchen ist bisher unbebaut und soll durch
mehrgeschossigen Wohnungsbau nachverdichtet werden. Hierfur hat die BImA, als Vorhabentrdgerin, einen Einleitungs-
antrag zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gemaR § 12 Baugesetzbuch (BauGB) gestellt.

2.3 Ziele und Zwecke der Planung

Bisher liegt filr das betreffende Grundstiick kein Bebauungsplan vor, so dass Bauvorhaben gemaR § 34 BauGB nach ihrem
Einfligen entsprechend der vorliegenden Prégung der n&heren Umgebung zu beurteilen sind. Da aus dieser Gemengelage
keine hinreichenden Kriterien fiir das Einfligen der neuen Bebauung abgeleitet werden kdnnen, soll der vorliegende vorha-
benbezogene Bebauungsplan aufgestellt werden, um so eine geordnete stadtebauliche Entwicklung zu gewahrleisten.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 75 ,Miinstereifeler Stralle — Turmstralie” dient der Nachverdichtung des bisher
unbebauten Grundstiicksteils und somit der Innenentwicklung im Sinne des § 13a BauGB. Mit der Planung wird der grund-
satzliche Vorrang der Nutzung bereits erschlossener Grundstiicke innerhalb des bestehenden Siedlungsbereichs vor der
Inanspruchnahme bisheriger AuRenbereichsflachen berlicksichtigt. Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes umfasst eine Flache von ca. 4.475 m2. Die im Plan festzusetzende Grundfléche liegt somit unterhalb des in §
13a (1) Satz 2 Nr. 1 BauGB festgelegten Schwellenwerts von 20.000 m2. Weitere auf diese Hochstgrenze anzurechnende
Flachen von Bebauungsplénen, die in einem engen sachlichen, raumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt wer-
den, sind nicht gegeben. Da auch keine Anhaltspunkte fiir eine Beeintrachtigung von Natura-2000-Gebieten (Vogelschutz-
gebiete / FFH-Gebiete) bestehen, darf der Bebauungsplan als Plan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach
§ 13a BauGB aufgestellt werden. Im beschleunigten Verfahren wird von der Umweltpriifung nach § 2 (4) BauGB und dem
Umweltbericht nach § 2a BauGB sowie von der zusammenfassenden Erkl&rung nach § 10a (1) BauGB abgesehen.

Hintergrund flr das Vorhaben ist Folgender: Auf dem Wohngipfel der Bundesregierung wurde ein umfassendes MaRnah-
menbindel vereinbart, um den Wohnungsneubau zu stérken und bezahlbaren Wohnraum zu sichern. Die BImA als zentra-
les Immobilienunternehmen des Bundes wird in den kommenden Jahren ihren Teil dazu beitragen. Die Bundesregierung
hat im Rahmen der auf dem Wohngipfel ins Leben gerufenen Wohnraumoffensive zur Verbesserung des Angebotes von
bezahlbaren Mietraum die BImA mit der Priifung von Standorten zur Neubebauung beauftragt. Vor diesem Hintergrund
wurden fir die Stadt Rheinbach die Grundstiicke an der Miinstereifeler Stral3e sowie am Dreeser Weg mit ihren Zeilenbau-
ten aus den 1950er Jahren und den dahinterliegenden mindergenutzten Grundstiicksflachen als geeignete Flachen zur
Nachverdichtung identifiziert. GeméaR den Darstellungen des Handlungskonzeptes Wohnen 2030 der Stadt Rheinbach wer-
den beide Standorte fiir eine kurzfristig umsetzbare Flachenentwicklung als geeignet eingestuft.

Eine Aufgabe der BImA ist die Bereitstellung von Wohnungen fiir die Wohnungsfiirsorge des Bundes. Die Wohnungsfiir-
sorge zielt besonders auf Bundesbedienstete der unteren und mittleren Besoldungsgruppen ab. Zur Deckung dieses Be-
darfs nutzt sie Uberwiegend eigene Wohnungen. Aufgrund des aktuellen und erwarteten Marktgeschehens ist die Zahl der
Wohnungen an vielen Bedarfsstandorten zu vergroRern. Die Erweiterung des Portfolios erfolgt unter anderem durch den
eigenverantwortlichen Bau von Wohnungen auf Liegenschaften der BImA.
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Als weitere Manahme wurde die Deckelung der Mieten der BImA-eigenen Wohnungen durch den Haushaltsausschuss
des Deutschen Bundestages verabschiedet. Demnach hat sich die BImA dazu verpflichtet, ihre Wohnungsmieten stets am
unteren Niveau des értlichen Mietspiegels zu orientieren und ihre Mieten zudem bei 10 €/m? nettokalt zu deckeln.

Zusatzlich ist im Rahmen des Bauleitplanverfahrens die Schaffung von Wohnungen analog dem Wohnraumférderungsge-
setz NRW (6ffentlich geférderter Wohnungsbau) vorgesehen, so dass 100 % preisgedampfter Wohnungsbau entstehen
wird.

Flr das vorliegende Vorhaben wurde zunachst eine stadtebauliche Grobkonzeption im Sinne einer Machbarkeitsstudie
durch das Buro ISR aus Haan erarbeitet. Dieses Grobkonzept wurden im Folgenden durch das Biiro IP Siebel aus Haan
konkretisiert und diente als stadtebauliche Grundlage fiir den vorliegenden, in Aufstellung befindlichen vorhabenbezogenen
Bebauungsplan mit zugehérigem Vorhaben- und ErschlieBungsplan.

Standortalternativen

Bei der Planung handelt es sich um die Nachverdichtung eines innerdrtlichen Wohngebiets im Rahmen einer nachhaltigen
Innenentwicklung. Aufgrund ihrer zentralen Lage im Siedlungsgefiige der Kernstadt mit vorhandener technischer und ver-
kehrlicher ErschlieBung ist diese Flache fir eine stadtebauliche Nachverdichtung in einem stadtebaulich vertraglichen Maf}
der baulichen Nutzung zum Zwecke der Realisierung von weiteren Wohnflachen geeignet. Auf eine Untersuchung von
Alternativstandorten wurde daher verzichtet.

3 Planungsvorgaben und Planungsrecht

31 Regionalplan

Der Regionalplan fir den Regierungsbezirk Kdln, Teilabschnitt Bonn / Rhein-Sieg stellt fir den betroffenen Bereich der
vorliegenden Planung einen Aligemeinen Siedlungsbereich (ASB) dar.

Abbildung 1: Ausschnitt Regionalplan (BezReg Kéln)
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Innerhalb des Allgemeinen Siedlungsbereiches (ASB) sollen entsprechend dem Bedarf in der Bauleitplanung dargestellt
werden:
o Flachen fiir den Wohnungsbau und die damit verbundenen Folgeeinrichtungen,
o Flachen fir die zentralortlichen Einrichtungen,
e  Flachen fir die sonstigen privaten und offentlichen Einrichtungen der Bildung und Kultur sowie der sozialen und
medizinischen Betreuung,
o Gewerbliche Bauflachen fiir die Bestandssicherung und Erweiterung vorhandener Gewerbebetriebe und fir die
Ansiedlung neuer, tiberwiegend nicht erheblich beldstigender Gewerbebetriebe,
e Wohnungsnahe Sport-, Freizeit-, Erholungs- und sonstige Griinflachen.

Das Vorhaben entspricht den Zielen des Regionalplans und kann somit aus den Darstellungen des rechtsgiiltigen Regio-
nalplans heraus entwickelt werden.

3.2 Flachennutzungsplan

Gemal § 8 (2) BauGB sind Bebauungspléne aus dem Flachennutzungsplan (FNP) zu entwickeln. Der rechtsglltige FI&-
chennutzungsplan der Stadt Rheinbach vom Dezember 2011 stellt die Plangebietsflache als Wohnbauflache (W) gemal §
1 (1) Baunutzungsverordnung (BauNVO) dar.

Das Vorhaben entspricht den Zielen des Flachennutzungsplans und kann somit aus den Darstellungen des rechtsgiltigen
Flachennutzungsplans heraus entwickelt werden.

3.3 Landschaftsplanung

Das Plangebiet liegt innerhalb der Naturraumlichen Einheit der Zilpicher Bérde (NR-553), die den Sidteil der Niederrheini-
schen Bucht darstellt. Sie ist gepragt durch allmahlich nach Norden hineinfallende, l6sshedeckte Terrassenflachen. Diese
Ebenheiten werden von den breiten Talniederungen von Erft und Rur sowie von Swist-, Rot-, Neffel- und Ellebach zerschnit-
ten.!

1 NRW Umweltdaten vor Ort, www.uvo.nrw.de
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Das Plangebiet befindet sich aulRerhalb des Geltungsbereiches des Landschaftsplans Nr. 4 Meckenheim-Rheinbach-Swist-
tal (Teilblatt: Stidblatt). Demzufolge werden fiir das Plangebiet auf der Ebene des Landschaftsplans keine Festsetzungen
und Entwicklungsziele getroffen.2

Das Plangehbiet liegt auBerhalb von férmlichen Schutzgebieten. Schiitzenswerte Biotope und Verbundrdume sind innerhalb
des Plangebiets nicht kartiert.

Das Plangebiet liegt im Naturpark Rheinland (NTP-010) und wird hier der Anreise- und Siedlungszone zugeordnet (siehe
MaRnahmenplan Zweckverband Naturpark Kottenforst-Ville 2002, Karte 2: Erholungsentwicklung). Das Gebiet des Natur-
parks bildet ein Mosaik aus naturnahen und dicht besiedelten Flachen.

In der Umgebung ausgewiesene nationale und européische Schutzgebiete sind von den Auswirkungen der Planung nicht
betroffen.

4 Bebauungsplan
4.1 Bauleitplanverfahren

Der Ausschuss fiir Stadtentwicklung und Bauen der Stadt Rheinbach hat in seiner Sitzung am 16.03.2021 die Aufstellung
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Rheinbach Nr. 75 ,Miinstereifeler StraRe — Turmstral’e” beschlossen. Der Be-
bauungsplan wird zur Nachverdichtung der vorhandenen Ortslage als Bebauungsplan der Innenentwicklung im Verfahren
nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt.

Zusammen mit dem oben genannten Beschluss iber die Aufstellung des Bebauungsplanverfahrens hat der Ausschuss fir
Stadtentwicklung und Bauen der Stadt Rheinbach in seiner Sitzung am 16.03.2021 die friihzeitige Beteiligung der Offent-
lichkeit, der Behorden und der sonstigen Trager 6ffentlicher Belange flir den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rhein-
bach Nr. 75 ,Miinstereifeler StrafRe — Turmstralle” beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren wurde mit dem Hin-
weis, dass das Verfahren ohne Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgefiihrt werden soll, am 30.04.2021 ortsiiblich
bekannt gemacht.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit ist gemaR § 3 Abs. 1 BauGB nach Beschluss des Ausschusses fiir Stadtent-
wicklung und Bauen der Stadt Rheinbach vom 16.03.2021 durch 6ffentlichen Aushang des Planentwurfes vom 05.05.2021
his einschlieBlich 04.06.2021 durchgefiinrt worden. Ort und Dauer der friihzeitigen Beteiligung sind am 30.04.2021 orts(ib-
lich bekanntgemacht worden.

Die von der Planung betroffenen Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange sind friihzeitig mit Schreiben vom
29.04.2021 gemaR § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt und zur AuRerung bis einschlieBlich 04.06.2021 aufgefordert worden.

Im Rahmen der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung wurden folgende wesentliche bebauungsplanrelevante Anregungen
geauRert:
e Die Anregung, die bestehenden Garagen aus Griinden des Schutzes vor L&rm- und Luftschadstoffimmissionen
sowie als Uberflutungsschutz bei Starkregenereignissen zu erhalten;
¢ Die Anregung, die Zufahrt filr die geplante Tiefgarage an die Turmstral3e zu verlegen, um eine damit verbundene
Verkehrs-/Larmbelastung der Anwohner an der Miinstereifeler StraRe zu verhindern;
e Die Anregung, den Abstand der Neubauten zur Bestandshebauung aus Griinden der Verschattung bzw. sozialen
Distanz zu vergroRern;
¢ Die damit in Verbindung stehende Anregung zur Errichtung der Neubauten als Flachdachbauten mit Staffelge-
schoss und Dachbegriinung;
o Die Anregung zum Erhalt der Vegetation.

2 Amt fur Natur- und Landschaftsschutz, Abteilung Landesplanung, Fachplanungen, Landschaftsplan Nr. 4 Meckenheim — Rheinbach — Swisttal
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Im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung der Behérden und sonstigen Tréager 6ffentlicher Belange wurden folgende we-
sentliche bebauungsplanrelevante Anregungen gedufert:

o Die Anregung zur Aufrechterhaltung der lokalen Versickerungsmdglichkeit sowie die Anregung, die Unschédlich-
keit der anfallenden Wassermengen zu erbringen (vorbehaltlich dessen bestehen vorsorglich Bedenken gegen
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan seitens des Erftverbandes);

o Die Anregung, Dacher mit Metalleindeckung, die aus ¢kotoxikologischer Sicht bedenklich sein kénnen, im Be-

bauungsplan auszuschlielRen;

Die Anregung zur planungsrechtlichen Sicherung von Begriinungsmafnahmen;

Die Anregung zur gutachterlichen Untersuchung des Baumbestandes;

Die Anregung zum Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten vor Lichtemissionen;
Die Anregung den Einsatz erneuerbarer Energien zu priifen.

Im Zuge der weiteren Planung im Nachgang der friihzeitigen Beteiligung im Planverfahren wurden die Planinhalte dahinge-
hend modifiziert, als dass nun lediglich die Garagengebdude zwischen den Bestandsgebduden Miinstereifeler StralRe Nr.
47 und 49 sowie die in diesem Bereich angrenzenden Kfz-Stellplatze zugunsten der Zufahrt zur geplanten Tiefgarage ent-
fallen sollen. Die Garagengebéude zwischen den Geb&uden Miinstereifeler Strale 39 und 41 sollen demnach zukiinftig
erhalten werden. Um auch den Erhalt der Garagen zwischen den Geb&uden Minstereifeler StralRe 47 und 49 zu prifen
wurde eine Verlegung der Tiefgaragenzufahrt in die Turmstra3e anhand von zwei Varianten untersucht (vgl. Ingenieurplan
Siebel, Haan, 25.10.2021). Zusammenfassend I&sst sich jedoch sagen, dass sich eine Tiefgaragenzufahrt von der Turm-
stral3e — bei Realisierung der erforderlichen Stellplatzzahl — nicht oder nur mit deutlich héherem Aufwand in Verbindung mit
einer weiteren Beeintrachtigung der Bestandshebauung einschlieRlich der Freibereiche realisieren lasst (siehe folgender
Abschnitt 4.2 Vorhaben- und ErschlieRungsplan). Die geplante Tiefgaragenzufahrt von Seiten der Minstereifeler Stral’e
soll daher beibehalten werden.

Der Anregung den Abstand der Neubauten zur Bestandsbebauung aus Griinden der Verschattung bzw. sozialen Distanz
zu vergroRern wurde nicht gefolgt, da die bauordnungsrechtlich einzuhaltenden Abstandsflachen auf Grundlage der Rege-
lungen der Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) sowohl zwischen den geplanten baulichen Anlagen als
auch zwischen der umgebenden Bestandsbebauung und den geplanten baulichen Anlagen im Rahmen der vorliegenden
Planung eingehalten werden. Der Tatbestand einer Priifung zum Zwecke der Wahrung ausreichender natiirlicher Belich-
tungsverhéltnisse von Wohnungen gemaR DIN 5034-1 ,Tageslicht in Innenrdumen* ist dagegen regelméafig nur dann in
Ansatz zu bringen, sofern die bauordnungsrechtlich erforderlichen Abstandsflachen unterschritten werden. Auf Grundlage
der Einhaltung erforderlicher Abstandsfl&chen wird auf bauordnungsrechtlicher Ebene die Einhaltung gesunder Wohn- und
Arbeitsverhéltnisse gewahrleistet. Unzumutbare Auswirkungen auf die vorhandenen Wohnraumbelichtungssituationen mit
in Folge gesundheitsschadigenden Auswirkungen der Bewohnerschaft, ausgehend von der hinzutretenden Bebauung, sind
demnach nicht zu erwarten.

Allerdings wurde im Zuge der weiteren Bearbeitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans im Nachgang der frihzeiti-
gen Beteiligung die Uiberbaubare Grundstiicksflache im dstlichen Teilbereich gegentiber der Ursprungsplanung um ca. 1,90
m von dem zwischen Minstereifeler Strae und MiinstergaRchen verlaufenden FuBweg abgerlckt. Dadurch entsteht an
der raumlich wirksameren L&ngsseite des Gebaudes ein erhdhter Abstand zum Fulweg sowie zur dstlich anschlieRenden
Nachbarbebauung. Eine Verschattung der dortigen Gérten in den Nachmittags- und Abendstunden wird dadurch reduziert.
Zudem riickt das Geb&ude damit in die seitliche Flucht das Bestandsgeb&udes Minstereifeler StraRe 39, was zu seiner
stadtebaulichen Integration beitragt.

Alternativ wurde — zusatzlich zum erhéhten Abstand gegenuiber dem FuRweg — eine Ausrichtung der Hauser 3 und 4 parallel
zum MinstergaRchen untersucht, um so gegentiber beiden Seiten (Miinstereifeler StraRe Nr. 39 und Grundstiicke entlang
des FuBwegs) eine weitere Reduzierung der Verschattung bzw. VergréRerung der sozialen Distanz zu erwirken. Dadurch
wirde sich jedoch Haus 3 nach Westen verschieben, damit hinter das Bestandsgebaude Minstereifeler Strale Nr. 41 und
sehr nah an die vorhandene Bdschung heranriicken. Dies wirde sowohl zu einer Beeintréchtigung von Wohnungen und
Garten des Bestandsgebaudes, als auch dazu fiihren, dass fiir Haus 3 aufgrund der Béschung keine Terrassen bzw. Gérten
zur geschiitzteren Nordseite ausgebildet werden kénnen.
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Der mit dem Abstand zur Bestandsbebauung in Verbindung stehenden Anregung zur Errichtung der Neubauten als Flach-
dachbauten mit Staffelgeschoss und Dachbegriinung wurde im Zuge der weiteren Bearbeitung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans im Nachgang der friihzeitigen Beteiligung gefolgt. Durch die Anderung der Dachform von einem Satteldach
hin zu einem Flachdach mit einer niedrigeren Gebdudehdhe (oberste Attikahhe im Vergleich zu Firsthohe), bei gleichzeitig
zuriickversetztem zweitem Obergeschoss (Staffelgeschoss), entsteht bei den geplanten Gebauden 3 und 4 eine deutliche
Reduzierung der baulichen Massivitat gegentiber den nérdlich gelegenen Bestandsgebduden an der Miinstereifeler Stralie.

In Hinblick auf den Erhalt der Vegetation im Plangebiet — insbesondere die Baumstandorte — wurde im Nachgang der
frihzeitigen Beteiligung zum Planverfahren eine Uberpriifung der Baume auf die Verkehrssicherheit und die Erhaltenswiir-
digkeit durch das Baumfachbiro Torsten Roller (vgl. Baumfachbiiro Torsten Roller, Kronberg/Ts., 02.10.2021) durchgefiihrt.
Durch die Planung entfallen 4 B&ume (3 Baume mittlerer und ein Baum geringer Erhaltenswirdigkeit). Durch die Festset-
zung von 11 Neupflanzungen findet eine Kompensation der entfallenden Baumstandorte statt. Damit wurde zugleich den
Anregungen zur planungsrechtlichen Sicherung von Begriinungsmalinahmen sowie zur gutachterlichen Untersuchung des
Baumbestandes gefolgt. Eine ausfilhrliche Zusammenfassung der Baumbewertung ist dem Abschnitt 7.2.4 Baumbewertung
zu entnehmen.

GemaR dem Ergebnis des im Rahmen des Planverfahrens erstellten wasserwirtschaftlichen Gutachtens (vgl. Hydrotec In-
genieurgesellschaft fur Wasser und Umwelt mbH, Aachen, 10/2022) ist die Beschaffenheit der Boden im Plangebiet als
sehr undurchldssig einzustufen, sodass eine Versickerung von anfallendem Niederschlagswasser nicht méglich ist. Aus
diesem Grund kann der Anregung zur Aufrechterhaltung der lokalen Versickerungsmaglichkeit gemaR der Stellungnahme
in der frihzeitigen Beteiligung zum Planverfahren nicht gefolgt werden. Da die Grundstiicksflachen darliber hinaus als be-
reits vor dem 01.01.1996 als erstmals erschlossen und bebaut gelten, greifen die Anforderungen des § 44 Landeswasser-
gesetz (LWG) i. V.m § 55 (2) Wasserhaushaltsgesetz (WHG) nicht. Um jedoch eine reguldre und ordnungsgemaRe Ent-
sorgung des anfallenden Niederschlagswassers zu gewahrleisten, sollen die Niederschlagsmengen der Flachen daher der
Mischwasserkanalisation im Bereich der dffentlichen Verkehrsflachen MiinstergéRchen und Turmstral3e zugefiihrt werden.
Die vorhandenen Anlagen sind hierflr ausreichend dimensioniert. In Bezug auf die Bewertung der Auswirkungen von
Starkregenereignissen im Sinne des Gesamtnachweises der Unschadlichkeit anfallender Wassermengen wurde der Anre-
gung jedoch insofern gefolgt, als dass im Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans, im Riickgriff auf die Ergeb-
nisse des vorgenannten wasserwirtschaftlichen Gutachtens, eine Flache zum Riickhalt und zur verzogerten Abgabe des
Niederschlagwassers im Vorfeld der Mischwasserkanalzufilhrung festgesetzt wurde (siehe auch Abschnitte 6.8 Flachen fiir
die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschlief3lich der Riickhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser, sowie
fir Ablagerungen und 7.2.3 Wasser). Das herzustellende Retentionsvolumen wurde hierbei so bemessen, dass innerhalb
der Rickhalteflachen Niederschlagsmengen bis zu einem 100-j&hrigen Starkregenereignis (HQ 100) aufgenommen werden
kénnen.

Ebenfalls gefolgt wurde der Anregung zum Ausschluss von Dachern mit Metalleindeckung, welche aus ékotoxikologischer
Sicht bedenklich sein kénnen, indem unbeschichtete kupfer-, zink- oder bleigedeckte Décher ausgeschlossen wurden.

Der Anregung zum Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten vor Lichtemissionen wurde im Nachgang der friihzeitigen
Beteiligung zum Planverfahren dahingehend gefolgt, dass im Geltungshereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans
die Verwendung insekten- und fledermausfreundlicher Beleuchtungsmittel festgesetzt wurde (siehe Abschnitt 6.10 MaR3-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft).

Der Anregung zur Priifung des Einsatzes erneuerbarer Energien wird gefolgt. So wird mit der Anderung der Dachform von
Satteldach in Flachdach im Nachgang der frihzeitigen Beteiligung zum Planverfahren in Verbindung mit den planungs-
rechtlichen Festsetzungen als Realisierungsvoraussetzung zur Installation von Anlagen zur solaren Energiegewinnung auf
den obersten Dachflachen der geplanten Hauptgebéude der Einsatz erneuerbarer Energien zur energetischen Versorgung
der geplanten Gebaude ermdglicht.

4.2 Vorhaben- und ErschlieBungsplan

Das im Folgenden beschriebene stadtebauliche, hochbauliche und freiraumplanerische Konzept wurde durch das Biiro IP
Siebel aus Haan erarbeitet. Die konkrete Planung ist auf dem Vorhaben- und ErschlieBungsplan einsehbar.
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Im Rahmen des Vorhabens sind die folgenden vier Geschosswohnungsneubauten vorgesehen:

Haus 1: Dreispanner, stid-orientiert (ca. 709 m? BGF R oberirdisch)
Haus 2: Vierspanner, siid-orientiert (ca. 942 m2 BGF R oberirdisch)
Haus 3: Zweispénner, ost-west-orientiert (ca. 549 m? BGF R oberirdisch)
Haus 4: Dreispénner, ost-west-orientiert (ca. 709 m? BGF R oberirdisch)

Insgesamt ist damit eine oberirdische Brutto-Grundflache (BGF) fir den Regelfall (R) — also ohne Kellergeschosse, Terras-
sen und Balkone - von ca. 2.910 m2 geplant. Innerhalb dieser Flachen sind 36 Wohnungen vorgesehen.

Gemal dem erforderlichen Schllissel fur Pkw-Stellplatze der Stadt Rheinbach von 1,5 Stellplatzen pro 100 m2 BGF Wohnen
(beinhaltet private und Besucherstellpléatze) ergibt sich — zusétzlich zum Erhalt der vorhandenen Stellplatze fiir die Be-
standsgebdude — ein Bedarf von rund 44 neuen Stellplatzen. Im vorliegenden Vorhaben mit 36 Wohnungen entspricht dies
umgerechnet einem Schliissel von etwa 1,2 Stellplatzen pro Wohneinheit.

Die 44 neuen Stellplatze werden zum Uberwiegenden Teil in der geplanten Tiefgarage im Bereich der Geb&ude 1 und 2 (32
Stellplatze) sowie auf den neu zu errichtenden oberirdischen Stellplatzen im Bereich der Gebdude 3 und 4 (8 Stellplétze)
sowie norddstlich des Bestandsgeb&udes Miinstereifeler Strafie Nr. 39 (4 Stellplatze) untergebracht. Mit der iberwiegenden
Unterbringung der neuen Stellplatze in der Tiefgarage soll die Beeintréchtigung des AuRenraums durch oberirdische Stell-
platzanlagen reduziert und in Verbindung mit der intensiven Begriinung der oberen Abschlussflache der Tiefgarage eine
attraktive Auflenraumgestaltung gewéhrleistet werden.

Gemal dem erforderlichen Schlussel fur Fahrradabstellplatze der Stadt Rheinbach von 2 Stellplatzen pro 100 m? BGF
Wohnen ergibt sich fir die Neubebauung ein Bedarf von rund 58 iiberdachten Fahrradabstellplatzen. Diese sollen verteilt
im Plangebiet innerhalb oberirdischer Stellplatzanlagen untergebracht werden. Hierbei war zum einen das Ziel, aus Griin-
den der Funktionalitét, eine mdglichst kurze Distanz zu den einzelnen Hauseingéngen zu erreichen. Zum anderen sollte
durch Einhaltung eines angemessenen Abstandes eine Beeintrachtigung der Erdgeschosswohnungen und ihrer Auf3enbe-
reiche vermieden werden.

Die Bestandsgeb&ude aulerhalb des Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans bleiben erhalten. Nach
der oben beschriebenen Planungsénderung im Nachgang an die friihzeitige Beteiligung soll lediglich im Westen die dortige
vierbuindige Garage zwischen den Bestandsgeb&uden Munstereifeler StralRe Nr. 47 und 49 entfallen, um hier — unter Nut-
zung des vorhandenen naturlichen Gelandeversprungs — die Zufahrt zur geplanten Tiefgarage zu errichten. Die damit ent-
fallenden vier Garagenstellplatze und drei oberirdischen Stellplatze werden als oberirdische Stellplatze im Vorbereich der
Bestandsgeb&ude mit Aufrechterhaltung der Zufahrt von Seiten der Miinstereifeler StralRe ersetzt. Um den Erhalt der Ga-
ragen zwischen den Geb&uden Miinstereifeler Stralle 47 und 49 zu prifen wurde eine Verlegung der Tiefgaragenzufahrt in
den Bereich der éffentlichen Verkehrsflachen Turmstrale anhand von zwei Varianten untersucht (vgl. Ingenieurplan Siebel,
Haan, 25.10.2021):

Aufgrund der erforderlichen Rampenlénge ist eine Anordnung der Tiefgarage parallel zu den 6ffentlichen Verkehrsflachen
TurmstraRe bzw. zu den dort geplanten Neubauten nicht sinnvoll mdglich. Daher wurden in den beiden Varianten tiberwie-
gend orthogonal zur Turmstrale ausgerichtete Tiefgaragen gepriift.

In der Variante 1 ,Gerade" stellt die Tiefgarage einen geraden Baukérper aus zwei Parkreihen und einer mittigen Fahrspur
dar, die sich von der stiddstlichen Gebaudekante des geplanten Haus 1 an der Turmstra3e nach Nordosten erstreckt. Die
Rampe ist zwischen Haus 1 und Haus 2 angeordnet und trifft etwa mittig auf die Tiefgarage. Bereits bei der Unterbringung
von 32 Stellplatzen kommt diese Form der Tiefgarage nicht nur weit aus der Bestandsbdschung heraus, sondern kollidiert
sogar mit dem Bestandsgeb&ude Minstereifeler Straf3e Nr. 45. Zudem lassen sich in dieser Variante nur in geringftigigem
Mal3 Kellerrdume fir Haus 1 schaffen. Diese Variante wird daher als nicht umsetzungsfahig eingestuft.
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Abbildung 3: Variante 1 "Gerade" (Ingenieurplan Siebel)

In der Variante 2 ,Gestuft* wird die Gesamtlange der Tiefgarage in zwei parallele Teilstiicke geteilt. Die Rampe muss dann
dstlich von Haus 1 liegen und die Baugrube mit einem Verbau gesichert werden, was einen erhéhten Aufwand nach sich
Zieht. In dieser Variante ragen nun zwei Gebaudeecken der Tiefgarage aus der Bestandshdschung heraus. Inshesondere
zum Bestandsgebaude Miinstereifeler StralRe Nr. 45 ergibt sich dadurch ein zu geringer Abstand. Zudem entfallt auch in
dieser Variante nahezu der komplette Keller von Haus 1. Des Weiteren erhéht sich durch diese Variante, gegentber der
vorliegenden Ursprungsvariante mit Zufahrt von der Miinstereifeler Stra3e, die versiegelte Flache um ca. 160 m2. Variante
2 ist vor diesem Hintergrund mit zu vielen Nachteilen behaftet und wird daher als nicht funktional eingestuft.
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Abbildung 4: Variante 2 "Gestuft" (Ingenieurplan Siebel)

Zusammenfassend I&sst sich sagen, dass sich eine Tiefgaragenzufahrt von Seiten der 6ffentlichen Verkehrsflachen Turm-
stral3e — bei Realisierung der erforderlichen Stellplatzzahl — nicht oder nur mit deutlich héherem Aufwand in Verbindung mit
einer weiteren Beeintréchtigung der Bestandsbebauung einschlielich der Freianlagen realisieren lasst. Die geplante Tief-
garagenzufahrt von Seiten der offentlichen Verkehrsflachen Munstereifeler Strale soll daher beibehalten werden.

Die gemal} Satzung der Stadt Rheinbach erforderlichen Kleinkindspielpléatze (mit einer erforderlichen Gesamtflache von ca.
170 m?) sollen auf den privaten Freiflichen zwischen den Bestandsgebauden und den Neubauten errichtet werden.

Die Entsorgung des hauslichen Abfalls soll in Form von gemeinsamen Aufstellflachen fiir Mullsammelbehalter im Vorbereich
der geplanten Gebdude an den &ffentlichen Verkehrsflachen entlang der Turmstral3e und der Stral3e Minstergachen er-
folgen. Um den gestalterischen Eingriff in den AuBenraum zu vermindern, sollen diese gemé&R den gestalterischen Festset-
zungen eingegriint werden.

Das Vorhaben wird auf einem separaten Blatt der Planurkunde dargestellt.

4.3 Stadtebauliches Konzept

Das stadtebauliche Konzept sieht die Nachverdichtung des Wohngrundstlicks Miinstereifeler StraRe 39-49 entlang der
rickwartigen Straflen Turmstrale und Minstergéfichen vor. Dabei ist die Errichtung von vier Wohngeb&uden vorgesehen,
die sich in Ihrer Dimensionierung an den Bestandsgebduden an der Miinstereifeler Stral3e bzw. den benachbarten Bebau-
ungen an Turmstral3e und Miinstergalichen orientieren. Zusammen mit der Gestaltung der AuBenbereiche entsteht so ein
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zusammenhéngendes Siedlungsgeflige. Die vorgeschlagene Bauweise aus freistehenden Baukdrpern orientiert sich an der
Bestandssituation des umgebenden stadtebaulichen Umfeldes aus ebenfalls iberwiegend freistehenden Gebauden.

Auch die Geb&udehohen entwickeln sich aus den vorhandenen Strukturen. So orientieren sich die Neubauten mit ihren
zwei Vollgeschossen (romisch ,II* in der Planzeichnung) zum einen an den ndrdlichen Bestandsgeb&uden an der Mins-
tereifeler StraBe. Zum anderen greifen sie die gegenuberliegenden Geb&ude entlang der offentlichen Verkehrsflachen
TurmstraBe und Minstergélichen auf, welche ebenfalls iberwiegend zwei Vollgeschosse aufweisen. Durch die Schaffung
von Flachdéachern wird die Gebaudehdhe gegenuber einer Bauweise mit Satteldachern zusétzlich reduziert.

Die st&dtebauliche Situation an der Turmstraf3e soll durch neue Raumkanten gefasst und durch die zwei entlang der Strale
ausgerichteten Baukorper (Haus 1 und 2) arrondiert werden. Haus 1 und 2 bilden damit eine gemeinsame Fluchtlinie mit
den angrenzenden Bestandsgebduden entlang der Turmstrae.

Die beiden ost-west-orientierten Baukorper im 6stlichen Bereich (Haus 3 und 4) sind mit den Kopfseiten zum Minstergaf-
chen ausgerichtet, um hier die Grundstiickstiefe besser auszunutzen. Im Rahmen der Planung wurde alternativ eine Aus-
richtung der Hauser 3 und 4 parallel zum Miinstergdlichen untersucht, die sich jedoch als nachteilig erwiesen hat (siehe
Abschnitt 4.1 Bauleitplanverfahren).

Durch die vorgesehenen Flachdécher soll fir die hinzutretende Bebauung, abweichend vom stédtebaulichen Charakter der
Bestandsbebauung im stadtrdumlich benachbarten Umfeld, eine zeitgendssische architektonische Formensprache sowie
eine einheitliche stédtebauliche Erscheinung der Dachlandschaft der Neubauten erreicht werden. Aufgrund der zul&ssigen,
mit dem Flachdach einfacher realisierbaren Dachbegriinung wird mit der Wahl dieser Dachform zudem klimatischen und
oOkologischen Aspekten Rechnung getragen (siehe Abschnitt 6.14.2 Dachdeckung).

Im Entwurf zum Aufstellungsbeschluss und zur friihzeitigen Beteiligung war fir die Hauptgebdude des Vorhabens noch die
Dachform des Satteldachs vorgesehen. Dadurch sollte sich die Planung in den stadtebaulichen Kontext integrieren, in dem
hisher das Satteldach die dominante Dachform darstellt. Neben den vorgenannten Griinden filhrte auch die héhere Wirt-
schaftlichkeit aufgrund des gréf3eren Anteils nutzbarer Wohnflache bei geringerer Brutto-Grundflache (BGF) mit der damit
verbundenen geringeren erforderlichen Stellplatzzahl, sowie die geringere Hohenausbildung und die damit verbundene
geringere Verschattungswirkung bzw. gréRere soziale Distanz gegeniiber der Bestandsbebauung zur Anderung der Dach-
form hin zum Flachdach.

Freiraum/Griinkonzept

Zwischen den Bestandsgeb&uden und den Neubauten entsteht ein Innenbereich mit qualitatvollen Freiflachen. Dabei wird
die im Gelénde vorhandene begriinte Bdschung (siehe Vermessergrundlage in der Bebauungsplanzeichnung) bereits heute
durch Treppen iberwunden. Diese sollen erhalten bleiben, damit die neu gestalteten Freiflachen mit den dortigen gemaf
Satzung der Stadt Rheinbach erforderlichen Kleinkindspielflachen (insgesamt mindestens 170 m2) auch den Bewohnern
der Bestandsgebaude zuganglich bleiben. So entsteht im Zusammenhang mit den Garten der Bestandsgebaude an der
Miinstereifeler StraRe ein gemeinschaftlich nutzbarer Garten. Ebenerdige tiberdachte Fahrradabstellanlagen sorgen fiir ein
komfortables Mobilitdtsangebot.

Die geplante Tiefgarage ragt im nordwestlichen Bereich — insbesondere im Bereich der Tiefgaragenzufahrt — tber die vor-
handene Béschung hinaus. Um die Garten der Bestandsbebauung nicht zu stark zu verkleinern, ist hier — statt einer ge-
neigten Boschungskante — eine bauliche Auskragung erforderlich. Diese bauliche Kante wird entsprechend begriint (z.B.
Spalierbepflanzung, Hecken), um die negative Auswirkung auf die Bestandsgebaude und ihre AuBenbereiche zu minimie-
ren. Die Freiflachen der neuen Bebauung zu den Straen bzw. Nachbargrundstiicken werden mit Hecken eingefriedet.

Die vorgesehene Neupflanzung von 11 B&umen tragt zur Begriinung der Aul3enflachen bei und kompensiert die durch die
BaumaRnahme entfallenden Bestandsbdume (siehe auch Abschnitte 6.12 Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Stréu-
chern und sonstigen Bepflanzungen und 7.2.4.2 Baumbestand).
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5 Erschliefung, Ver- und Entsorgung
5.1 Verkehrstechnische ErschlieBung

Die Neubauten sind Gber die 6ffentlichen Verkehrsflachen TurmstralRe und Miinstergéfichen verkehrlich erschlossen. Fir
die Gebaude 1 und 2 im Bereich der 6ffentlichen Verkehrsflachen TurmstraBe ist eine Tiefgarage vorgesehen, deren Zufahrt
von Seiten der Miinstereifeler Stral3e zwischen den Geb&uden Nr. 49 und 47 realisiert werden soll. Der vorhandene Gelén-
deversprung im riickwartigen Bereich der Bestandsgebédude kann hier zur Verkiirzung der Rampenlénge genutzt werden.
Da in der Tiefgarage auch Stellplatze der Geb&ude 3 und 4 am Miinstergélchen untergebracht werden sollen, ist ein ge-
meinsamer Zugang im AuBenbereich vorgesehen, welcher sich an der dstlichen Grundstiicksgrenze befindet und einen
Zugang zu den Gebauden auf kilrzestem Weg darstellt. Weitere oberirdische Stellplatze der Hauser 3 und 4 sind unmittelbar
vor den Geb&uden am Minstergélichen sowie norddstlich des Bestandsgebdudes Minstereifeler StralRe Nr. 39 (Zufahrt
von der Miinstereifeler Stral3e) vorgesehen.

Die erforderlichen Fahrradabstellplatze werden in Form von (iberdachten Stellplatzanlagen, verteilt im Auf3enbereich, fest-
gesetzt. Zusétzlich sind Fahrradabstellanlagen auch in den Geb&uden und in der Tiefgarage zulassig.

Die durch die Tiefgaragenzufahrt entfallenden Garagenstellplatze der Bestandsgebaude werden als oberirdische Stellplatze
im Vorbereich der Bestandsgebaude entlang der 6ffentlichen Verkehrsflachen Minstereifeler Stral3e ersetzt.

5.2 Ver- und Entsorgung
521 Versorgung

Die geplanten Gebéude sollen an die bestehenden zentralen Versorgungseinrichtungen angeschlossen werden. Die not-
wendigen Versorgungsleitungen flir Wasser, Strom und Telekommunikation sind in den angrenzenden &ffentlichen Ver-
kehrsflachen (Miinstereifeler Stral3e, TurmstralRe, Minstergalichen) vorhanden. Fiir die Warmeversorgung soll auf den
Einsatz fossiler Brennstoffe, wie Gas, Ol oder Kohle, verzichtet werden. Die obersten Dachflachen erhalten Photovoltaik-
anlagen, die Energieversorgung soll durch den Einsatz regenerativer Energie sichergestellt werden. Die Vorhabentragerin
behdlt sich vor, eine zentrale Warmeversorgung fir alle Einzelgebaude vorzusehen.

522 Entsorgung

Die Abwasserentsorgung kann (ber das vorhandene Kanalnetz erfolgen. Die stadtebaulichen Nachverdichtungsmdglich-
keiten im Plangebiet wurden bei der Kanalnetzplanung im Zusammenhang mit der verkehrlichen Neugestaltung der Turm-
stral3e bereits mitberlcksichtigt. Die vorhandenen Mischwasserkandéle im MinstergaRchen und in der Turmstrale sind fiir
die Einleitung des anfallenden Niederschlagswassers und des hduslichen Schmutzwassers grundsétzlich ausreichend di-
mensioniert. Das Abwasser soll iiber das vorhandene Kanalnetz der Abwasserbehandlungsanlage Rheinbach zugefiihrt
werden.

Das Vorhaben betrifft ein bereits vor dem 01.01.1996 bebautes und erschlossenes Grundstiick. Demnach gelten die in den
§ 44 Landeswassergesetz (LWG) und § 55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) formulierten Anforderungen nicht, nach denen
Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder tiber eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutz-
wasser in ein Gewasser eingeleitet werden soll. Das tberschissige unverschmutzte Niederschlagswasser soll demnach in
den vorhandenen Mischwasserkanal eingeleitet werden. Dieser Einleitung vorgelagert wird jedoch ein Regenriickhaltebe-
cken in Form einer ausreichend dimensionierten Mulde innerhalb des Grundstlicks festgesetzt (sieche Abschnitt 6.8 Fl&chen
fur die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschlieRlich der Riickhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser, sowie
fir Ablagerungen), durch die, auch vor dem Hintergrund der grundsétzlich ausreichenden Dimensionierung der vorhande-
nen Entsorgungsanlagen, hydraulische Entlastungen in Hinblick auf die Niederschlagswasserbeseitigung erreicht werden
sollen. Die ordnungsgemalie Entsorgung des Plangebiets wird daher, unabhéngig von dem festgesetzten Regenriickhalte-
becken, auf planungsrechtlicher Ebene gewahrleistet.
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6 Festsetzungen des Bebauungsplans
6.1 Art der baulichen Nutzung

In vorhabenbezogenen Bebauungsplanen erfolgen die planerischen Festsetzungen regelmdRig vorhabenspezifisch und
grenzen sich dadurch von einer sogenannten Angebotsplanung tblicher Bebauungspléne ab (siehe auch Abschnitt 4.2
Vorhaben- und ErschlieBungsplan). Die Bestimmung der Zulassigkeit von Vorhaben ist nicht an die Festsetzungen nach §
9 BauGB und nach BauNVO gebunden.

Fir das Plangebiet wurde eine vorhabenkonkrete Festsetzung getroffen, wonach ausschlieRlich das Wohnen und - ent-
sprechend § 13 BauNVO — R&ume fiir die Berufsausuibung freiberuflich Tatiger sowie solcher Gewerbetreibender, die ihren
Beruf in &hnlicher Weise ausiiben, zuldssig sind. Damit entspricht die Art der baulichen Nutzung dem Nutzungscharakter
des umgebenden Wohngebietes sowie der planungsrechtlichen Darstellung einer Wohnbauflache (W) im Flachennutzungs-
plan (FNP). Die planerische Festsetzung wird damit dem Ziel der Planung gerecht, Wohnungen fiir die Wohnungsftirsorge
des Bundes bereitzustellen. Um gleichzeitig zu erméglichen, dass Angehérige von Bundesbediensteten, wie z.B. (Ehe-
Partner*innen, innerhalb der Wohnung einer freiberuflichen Tatigkeit nachgehen kénnen, sind Raume fir die Berufsaus-
ubung freiberuflich Tatiger und solcher Gewerbetreibender, die ihren Beruf in &hnlicher Weise ausiiben, zuldssig, so wie
dies nach § 13 BauNVO fiir die Baugebiete nach den 8§ 2 his 4 BauNVO (Kleinsiedlungsgebiete, Reine Wohngebiete,
Allgemeine Wohngebiete) zuléssig ist.

Die sonstigen dienenden Einrichtungen und Anlagen (Stellplatze, Tiefgarage, Spielplatze usw.) werden ebenfalls zugelas-
sen, da sie mit dem Wohnen in direktem Zusammenhang stehen. Mit den zul&ssigen Nutzungen werden die planungsrecht-
lichen Voraussetzungen flr eine, in Hinblick auf den stédtebaulichen Kontext, nutzungsspezifisch standortgerechte und
standortvertragliche Planung geschaffen.

6.2 MaR der baulichen Nutzung

Mit den getroffenen gebaude- und grundstlicksbezogenen Festsetzungen (Grundflachenzahl, Zahl der maximal zul&ssigen
Vollgeschosse, Gebaudehdhen) orientiert sich das Mal} der baulichen Nutzung am umgebenden baulichen Bestand, um
dessen stadtebaulichen Charakter im Rahmen der baulichen Nachverdichtung fortzufiihren.

Die festgesetzte Grundflachenzahl (GRZ) von 0,4 entspricht dem Orientierungswert des § 17 BauNVO fir ein Allgemeines
Wohngebiet (WA). Durch die Ausschépfung dieses Orientierungswertes soll — im Sinne einer nachhaltigen Innenentwick-
lung - eine effiziente Grundstiicksausnutzung gewahrleistet werden, wobei die Dimensionierung der Bebauung der umlie-
genden Wohnbebauung entspricht. Die zuldssige GRZ darf durch die Grundflachen der oberirdischen Stellplatze mit ihren
Zufahrten, der baulichen Anlage unterhalb der Gelandeoberflache, durch die das Baugrundstiick lediglich unterbaut wird
(hier: Gemeinschaftsgarage unterhalb der Geléndeoberflache (Tiefgarage)), der Zufahrtsrampe fiir die Tiefgarage sowie
durch die Grundflachen von Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO bis zu einer GRZ von insgesamt 0,6 uberschritten
werden, um hier eine im Verhaltnis angemessene Ausstattung mit Stellplatzen und Nebenanlagen zu ermdglichen. Dies
entspricht der tiblichen Regelung geméal § 19 (4) Satz 2 BauNVO.

Durch die Festsetzung von maximal zwei Vollgeschossen ergibt sich eine rechnerische Geschossflachenzahl (GFZ) von
0,8, welche deutlich unter dem Orientierungswert des § 17 BauNVO fiir ein Allgemeines Wohngebiet (WA) von 1,2 liegt. Mit
der Begrenzung auf zwei Vollgeschosse wird die Einfugung in die Umgebung gewahrleistet, welche (iberwiegend ein bis
zwei Vollgeschosse aufweist. Bei den von den Geb&dudeaulRenkanten zuriickversetzten obersten Geschossen (2. Oberge-
schoss) handelt es sich um zulassige Nicht-Vollgeschosse (,Staffelgeschosse”), deren Grundflache geméal Landesbauord-
nung Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) maximal drei Viertel der Grundfléche des darunterliegenden Geschosses betragen
darf. Dadurch wird die Errichtung eines zweiten Obergeschosses und die Schaffung von zusatzlicher Wohnflache ermég-
licht, ohne die massive Wirkung eines Geb&audes mit drei Vollgeschossen und den damit verbundenen stédtebaulichen
Bruch zur umgebenden Bestandsbebauung zu erzeugen. Zudem sind auch die Auswirkungen der Nachverdichtung auf die
Nachbarbebauung (z.B. Verschattung) geringer als bei einer Bebauung mit drei Vollgeschossen.

Um eine weitere Uberhohung der Gebaude auszuschlieBen werden fiir die Baukérper maximal zuldssige Gebaudehohen
festgesetzt. Diese werden in Meter tiber Normalhdhennull (m G NHN) festgesetzt. Sie bestimmen sich durch die Attikahdhe
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AH 1 (einschlieBlich Gelander/Absturzsicherung) und die Attikahthe AH 2 (oberster Dachabschluss des jeweiligen Gebau-
des), die jeweils fiir die gesamte Gebdudelange gelten. Die jeweiligen maximal zuldssigen Attikahdhen sind dem Planein-
schrieb zu entnehmen.

Die festgesetzten maximal zulassigen Gebaudehohen AH 1 und AH 2 beinhalten einen Puffer von etwa 0,30 m. Dadurch
sollen Erweiterungsmdglichkeiten sowie Unvorhersehbarkeiten bei der Planung beriicksichtigt werden. Um die Kubatur
dennoch weitestgehend zu bestimmen, dirfen die maximal zul&ssigen Geb&udehdhen um nicht mehr als 40 cm unterschrit-
ten werden.

Fur die Neubebauung sind bei einem Geléndeniveau zwischen 177,00 m (iber NHN im stlichen und 177,80 m Gber NHN
im westlichen Bereich Gebaudehdhen von etwa 10 bis 11 m Gber dem heutigen Geléande mdglich.

Um die erforderlichen haustechnischen Anlangen zu ermdéglichen, kann die in der Planzeichnung festgesetzte jeweils ma-
ximal zulassige Attikah6he AH 2 flir technische Aufbauten, wie Aufziige, Schornsteine, Anlagen zur Luftreinhaltung, Klima-
anlagen, untergeordnete Dachaufbauten u.&., ausnahmsweise um bis zu 1,00 m Gberschritten werden. Mit Anlangen zur
Gewinnung von Solarenergie und mit Satelliten-Empfangsanlagen darf die jeweils maximal zulassige Attikahohe ebenfalls
um bis zu 1,00 m tiberschritten werden. Durch die Zuldssigkeit von Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie soll ein Beitrag
zur Versorgung des Vorhabens mit regenerativen Energien geleistet werden. Bedingung fiir die genannten Uberschreitun-
gen der festgesetzten Geb&udehdhen ist, dass die Teile der Anlagen, welche die maximal zuléssige Attikahéhe AH 2 iiber-
schreiten, um mindestens 1,00 m von allen AuRBenkanten des Geb&udes zuriickversetzt angeordnet sind, um so die Sicht-
barkeit und somit die Beeintrachtigung des StralRenbildes zu reduzieren. Die Anlagen sind auf die sich aus immissions-
schutzrechtlichen Griinden ergebende technisch notwendige Hohe zu beschrénken.

6.3 Bauweise

Es wird die offene Bauweise festgesetzt, um das geplante stadtebauliche Konzept aus freistehenden Gebauden — entspre-
chend der bestehenden 6rtlichen Umgebung - zu ermdglichen.

6.4 Uberbaubare Grundstiicksflache

Mit der Festsetzung der iberbaubaren Grundstiicksflachen soll fur die bauliche Nachverdichtung eine stédtebaulich ver-
tragliche Umsetzung der offenen Bauweise gewdhrleistet werden, um so den durchlassigen und offenen Charakter des
umgebenden Wohngebiets zu bewahren. Die Lage der Uberbaubaren Grundstiicksflache wird durch Baugrenzen festge-
setzt, wobei die obersten zurlickversetzten Geschosse (,Staffelgeschosse”) durch eine eigene Baugrenze bestimmt wer-
den. Die Baugrenzen entsprechen der dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan zugrundeliegenden Vorhabenplanung,
beinhalten jedoch zusétzlich einen bis zu 1,80 m tiefen Abstand vor den geplanten Fassaden, um die geplanten Balkone,
Vordacher und Terrassen planungsrechtlich zu ermdglichen.

Zur Wahrung eines MindestmaRes an Flexibilitat wird gemaR § 23 (3) Satz 2 BauNVO eine ausnahmsweise Uberschreitung
der Baugrenzen — unter Einhaltung der zulassigen GRZ — durch Terrassen um bis zu 1,20 m zugelassen, wodurch Terras-
sen mit einer Gesamttiefe von bis zu 3,00 m ermdglicht werden. Dies eréffnet einen gewissen Gestaltungsspielraum, ohne
den Entwurf, stadtraumliche Ziele oder nachbarliche Belange in Frage zu stellen.

6.5 Stellplatze und Garagen

Um eine gestalterische Beeintrachtigung durch oberirdische Pkw-Stellplatze zu reduzieren, sollen diese iberwiegend in der
geplanten Tiefgarage untergebracht werden. Um darliber hinaus die stadtebauliche Ordnung im Plangebiet zu wahren, sind
die Tiefgarage sowie oberirdische Pkw-Stellplatze ausschliellich in den dafir festgesetzten Flachen und Fahrradabstellan-
lagen ausschlieBlich innerhalb der iberbaubaren Grundstiicksflachen, innerhalb der Tiefgarage und innerhalb der dafir
festgesetzten Flachen zuldssig. Mit der Zulassigkeit der Tiefgarage auch auferhalb der iberbaubaren Grundstiicksflachen
soll dem Ziel einer moglichst ausreichenden Unterbringungsmdglichkeit des bauordnungsrechtlich erforderlichen ruhenden
Verkehrs innerhalb des Plangebiets Rechnung getragen werden.
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Die Stellplatze der Neubauten werden Uiberwiegend in der Tiefgarage (32 Stellplatze) und auf einzelnen oberirdischen Stell-
platzen im Bereich der 6ffentlichen Verkehrsflachen Miinstergélichen (8 Stellpldtze) und Minstereifeler Stral3e (4 Stell-
platze) untergebracht. Da in der Tiefgarage bei den Hausern 1 und 2 auch Stellplatze der Hauser 3 und 4 untergebracht
werden, ist hier zur Errichtung eines gemeinsamen Zugangs ein oberirdischer Austritt im AuBenraum mit Absturzsicherung
und Uberdachung vorgesehen.

In den Tiefgaragen sind, zur Vermeidung von unattraktiven oberirdischen Versorgungseinrichtungen, auch Technikrdume
zuléssig.

6.6 Nebenanlagen

Um ausreichende Flexibilitat bei der infrastrukturellen Versorgung der neuen Wohnbebauung zu gewabhrleisten, sind Ne-
benanlagen mit dem Zweck der Bereitstellung von Freizeit- und Erholungsflachen sowie Nebenanlagen, die der Versorgung
des Gebietes mit Elektrizitat, Warme und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienen, innerhalb und aulRerhalb der
Uberbaubaren Grundstiicksflachen zulassig.

Geman der Satzung liber Kinderspielplétze auf Baugrundstiicken vom 16.12.2005 der Stadt Rheinbach sind auf den Grund-
stiicken private Spielplatzflachen zu schaffen. Um diese geméafll dem stédtebaulichen bzw. freiraumplanerischen Konzept
an zwei Standorten bei den Hausern 1 und 2 bzw. 3 und 4 zu blndeln, wird festgesetzt, dass Nebenanlagen nach § 9 (1)
Nr. 4 BauGB mit dem Zweck der Bereitstellung von Spielflachen nur innerhalb der dafiir festgesetzten Flachen zuléssig
sind.

Standplatze fiir Abfallbehalter sind ausschlieBlich innerhalb der iberbaubaren Grundstiicksflachen und innerhalb der dafir
festgesetzten Flachen zuldssig, um eine Beeintréchtigung des AuRenraums weitgehend zu reduzieren. Die Standplétze fir
freistehende Abfallbehalter auBerhalb der iberbaubaren Grundstiicksflachen befinden sich jeweils in Hauseingangsnahe
und sind so geplant, dass keine Beeintréchtigungen durch Geruchsbeldstigungen fiir die Bestandsnutzungen sowie fiir die
geplanten Nutzungen entstehen.

6.7 Versorgungsleitungen

Um eine gestalterische Beeintréchtigung des Plangebiets durch (iber der Oberflache gefilhrte Freileitungen einschlieBlich
mdoglicher Tragerbauwerke, Masten 0. . zu vermeiden, sind Niederspannungsleitungen sowie samtliche der Versorgung
des Gebiets dienenden Versorgungsleitungen im gesamten Plangebiet in unterirdischer Bauweise zu verlegen. Hierdurch
soll zudem ein Beitrag zur Sicherheit der Offentlichkeit im Sinne der Gefahrenvorbeugung im Zusammenhang mit méglichen
Risiken durch Einwirkungen von Unwetterereignissen auf diese Anlagen wie z.B. Blitzschlag o. &. geleistet werden. Die
unterirdische Verlegung der vorgenannten Leitungen ist mit zumutbaren Aufwand technisch méglich.

6.8 Flachen fur die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschlieBlich der Riickhaltung und Versickerung
von Niederschlagswasser, sowie fiir Ablagerungen

Um einen Beitrag zur hydraulischen Entlastung des umgebenden 6ffentlichen Entwésserungsnetzes zu leisten, wurden die
Flachen fur die Ruckhaltung und die nachgelagerte verzdgerte Zufuhr von anfallendem unverschmutztem Niederschlags-
wasser festgesetzt. Das anfallende unverschmutzte Niederschlagswasser der iber- und unterbauten sowie der sonstigen
versiegelten Flachen des Plangebiets ist demnach zu sammeln und auf der festgesetzten Flache fiir die Riickhaltung von
Niederschlagswasser in einer zu begriinenden Mulde mit einer Fl&che von insgesamt 100 m2 und einem Riickhaltevolumen
von insgesamt 40 m?3 zurlickzuhalten. Die Dimensionierung der Anlage gem. den Ergebnissen des wasserwirtschaftlichen
Gutachtens zum geplanten Vorhaben (vgl. Hydrotec Ingenieurgesellschaft fiir Wasser und Umwelt mbH, Aachen, 10/2022)
entspricht darliber hinaus auch dem benétigtem Riickhaltevolumen im Falle eines 100-jahrigem Starkregenereignisses (HQ
100), so dass mit der Realisierung dieser baulichen Anlage gleichzeitig Vorkehrungen zum Schutz der hochbaulichen An-
lagen des Plangehiets auch im Falle des vorgenannten Starkregenereignisses erreicht werden. Hierdurch soll zudem auch
sichergestellt werden, dass auf den baulichen Bestand im Umfeld durch die geplante innerdrtliche Nachverdichtung mit
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hinzutretenden versiegelten Fl&chen in Folge von Starkregenereignissen bis zu einer Bemessungsgrenze eines 100-jahri-
gem Starkregenereignisses (HQ 100) keine negativen Auswirkungen entstehen.

6.9 Bauliche oder technische Malinahmen zur Vermeidung oder Verringerung von Hochwasserschaden
einschlieBlich Schaden durch Starkregen

Um das Risiko von Uberflutungen der Erdgeschosszonen der Hauptgebaude im Falle von Starkregenereignissen zu ver-
mindern, werden filr die Oberkante des ErdgeschossfertigfuBbodens (OKE) jeweils separate Héhenfestsetzungen flir die
einzelnen Hauptgebaude getroffen, die fiir die gesamte Gebaudelénge gelten. Diese liegen etwa 10 bis 30 cm oberhalb der
Fahrbahnoberkanten der angrenzenden éffentlichen Verkehrsfldchen Turmstral3e und MinstergéRchen. Mit den Hohen-
festsetzungen kann dennoch ein ebenerdiger und somit barrierefreier Zugang zum Erdgeschoss der Wohnh&user ermdg-
licht werden.

Zur Verminderung des Risikos der Uberflutung der Untergeschosse der Hauptgebiude im Falle von Starkregenereignissen
wird zudem festgesetzt, dass die Untergeschosse der Hauptgebéude bis zur jeweiligen OKE wasserdicht zu errichten sind.
Dies gilt auch fiir Kellersffnungen, Lichtschachte, Zugéange, Tiefgaragenzufahrten, Installationsdurchfiihrungen und Ahnli-
chem. Dadurch sollen neben der bauwerksbezogenen Schadensabwehr auch die dort geplanten technischen Anlagen vor
moglichen Schéden durch Wassereintritt geschiitzt werden.

6.10 MaBBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Um den artenschutzrechtlichen Belangen ausreichend Rechnung zu tragen, werden in Hinblick auf geplante Eingriffe inner-
halb des Plangebiets die VermeidungsmalRnahmen (V1a - V2) festgesetzt. Hierdurch soll das Eintreten méglicher Verbots-
tatbesténde nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 - 3 BNatSchG ausgeschlossen werden. Zusétzlich werden aus Griinden des allgemeinen
Artenschutzes von Vogeln und Insekten im Sinne der Vermeidung des mdglichen Eintretens von Verbotstatbestanden ge-
mak 8§ 44 (1) Nr. 1, 2 und 3 BNatSchG weitere Vermeidungsmafnahmen festgesetzt. Demzufolge werden MalRnahmen
gegen Vogelschlag als VermeidungsmalRnahme V3 sowie aus Griinden des allgemeinen Artenschutzes wildlebender Tier-
und Pflanzenarten vor Lichtimmissionen die Vermeidungsmalinahme V4 zum Einsatz insekten- und fledermausfreundlicher
Beleuchtungsmittel in die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans aufgenommen.

Die Vorgaben zur Einhaltung der zusétzlich zu beriicksichtigenden Regelungen des § 39 Absatz 5 Bundesnaturschutzge-
setzt (BNatSchG), sowie des Artikel 5 der EU-Vogelschutz-Richtlinie sichern eine Ubereinstimmung der Festsetzungen mit
den entsprechenden (ibergeordneten gesetzlichen Bestimmungen.

6.11 Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schédlichen Umwelteinwirkungen
und sonstigen Gefahren im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes

6.11.1 SchallschutzmaRnahmen an AuRenbauteilen

Zur Beurteilung des erforderlichen SchallddmmmaRies der AuRenbauteile der geplanten Gebdude sieht die DIN 4109
(Schallschutz im Hochbau, Ausgabe Januar 2018, Beuth Verlag GmbH, Berlin; einsehbar bei der Stadt Rheinbach) die
Festlegung maf3geblicher AuRenlarmpegel — eingeteilt in 5 dB-Klassen — nach freier Schallausbreitung vor.

Aufgrund des rechtlich unstrittigen Flachenbezugs der GroRe ,Larmpegelbereich* wird im Bebauungsplan der ermittelte
Larmpegelbereich (LPB) Il festgesetzt. Der Zusammenhang zwischen den 5dB-Klassen der maligeblichen AuRenlarmpe-
gel gemal DIN 4109 und den Larmpegelbereichen ist folgendermalien definiert:
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LPB MaRgeblicher AuBenlarmpegel La in dB
[ <55
I <60
[l <65
[\ <70
v <75
VI <80
VII > 80*
*Fir maligebliche AuRenlarmpegel La > 80 dB sind die Anforderungen aufgrund der 6rtlichen
Gegebenheiten festzulegen.

Durch die Neuplanung und die damit verbundene Eigenabschirmung der Geb&ude veréndern sich die Larmpegelbereiche
entlang der Fassaden, inshesondere an den Geb&uder(ickseiten. Daher wird die Mdglichkeit zur Minderung der Schall-
schutzmalRnahmen eingerdumt, wenn im Baugenehmigungsverfahren niedrigere Larmpegelbereiche nachgewiesen wer-
den.

6.11.2  Schallgeddmmte Liftungseinrichtungen

Neben den festgestellten Larmpegelbereichen, welche die Anforderungen des Schallschutzes an die Auf’enbauhille der
Gebaude definieren, sind an den Fassadenbereichen, an welchen die Gerausche aus der Uberlagerung aus offentlichen
StraRen- und Schienenverkehrslarm zur Uberschreitung des Immissionswertes von 45 dB(A) nachts fiihren, konkrete MaR-
nahmen zu treffen. Dies resultiert aus folgender Uberlegung:

Ein gekipptes Fenster bewirkt eine Minderung von etwa 10-15 dB(A). Flr ein gesundes Schlafen ist ein Innenraumpegel
von ca. 25-30 dB(A) notwendig. Dies bedeutet, dass bei einem Beurteilungspegel von mehr als 45 dB(A) in der Regel ein
gesundes Schlafen nicht gewahrleistet werden kann. Die Fenster in diesem Raum sind somit geschlossen zu halten. Es
besteht jedoch aus bautechnischer und hygienischer Sicht die Notwendigkeit eines ausreichenden Luftwechsels. Im Ge-
baudeEnergieGesetz (GEG) werden eine gleichzeitige Dichtheit des Baukodrpers und ein ausreichender nutzerunabhéangi-
ger Luftwechsel gefordert.

Die Gesamtbeurteilungspegel im Nachtzeitraum liegen an der stidlichen Neubebauung an den Stdfassaden zum Teil hoher
als 45 dB(A). Daher sind bei Raumen mit Schlaffunktion (Schlaf- und Kinderzimmer) an den entsprechenden — im zeichne-
rischen Teil des Bebauungsplans festgesetzten — Fassaden folgende SchallschutzmalRnahmen vorzusehen, um ungestér-
tes Schlafen bei ausreichender Be- und Entliiftung zu ermdglichen:

- Die Raume sind mit sogenannten Lifterfenstern zu versehen, welche den Luftaustausch im Raum auch bei ge-
schlossenen Fenstern gewahrleisten.

- Alternativ kann der Luftaustausch bei geschlossenen Fenstern auch durch eine zentrale Liftungseinrichtung ge-
wahrleistet werden.

6.12. Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
6.12.1  Pflanzgebot Einzelbdume

Es wird die Anpflanzung von 11 in der Planzeichnung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans dargestellten Baumstand-
orten festgesetzt. Hier sind standortgerechte Baume gemaR der nachstehenden Pflanzliste 1 zu pflanzen, zu pflegen und
dauerhatft zu erhalten. Die Baumstandorte kénnen in einem Radius von 2,0 m verschoben werden, um hier die notwendige
Flexibilitdt zu gewahrleisten. Um dennoch die Ausbildung der festgesetzten Baumreihen zu gewéhrleisten, sind die betroffe-
nen Baumstandorte in gleichmaRigem Abstand zueinander anzulegen. Abgéangige Baume sind méglichst artgleich entspre-
chend der Pflanzliste 1 zu ersetzen.
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Pflanzliste 1

Qualitat: mind. Hochstamm, 3 x verpflanzt, mit Ballen, Stammumfang 18-20 cm
Acer campestre (Feldahorn)

Acer platanoides “Columnare Typ Ley I'(Spitzahorn)

Acer platanoides “Columnare Typ Ley II"(Spitzahorn)

Carpinus betulus "Frans Fontaine”(Hainbuche)

Crataegus x lavallei "Carrierei” (Apfeldorn)

Liquidambar styraciflua "Paarl (Amberbaum)

Dieses Pflanzgebot entspricht einem Berechnungsschliissel von 1 Baum je 450 m? der innerhalb des Geltungsbereiches
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes liegenden Grundstiicksflache. Damit soll zum einen eine Kompensation der
durch die Planung entfallenden Bestandsbdaume mit einer mittleren Erhaltungswirdigkeit gemaR Baumkartierung (siehe
Abschnitt 7.2.4.2 Baumbestand) erfolgen. Dartiber hinaus soll damit eine angemessene Begriinung der AuBenflachen und
ein Okologischer bzw. klimatischer Beitrag geleistet werden. Baumstandorte bieten einen Lebensraum fiir die Tierwelt,
schaffen einen attraktiven Freiraum, binden Schadstoffe aus der Luft und mindern Aufheizungseffekte im direkten Standor-
tumfeld. Durch die Ausbildung von Baumreihen soll zudem eine gleichméaRige Durchgriinung und Schattenbildung sowie —
z.B. am westlichen Spielplatz - ein gestalterischer Rahmen zur vorhandenen Béschung und den angrenzenden Bestands-
gebauden gewéhrleistet werden.

Mit der Vorgabe zur Verwendung standortgerechter Baumsorten gemal? der oben genannten Pflanzliste soll die ortsbild-
vertrdgliche Begriinung des Plangebiets gewahrleistet werden. Die Sortenauswahl in Form anspruchsloserer bzw. klima-
resilienter Arten soll hierbei den langfristigen Wuchserfolg gewahrleisten. Die Sortenauswahl der Pflanzliste 1 wurde hin-
sichtlich ihrer Standortvertraglichkeit unter Bertcksichtigung der Klimaresilienz sowie der Standortheimat der Baume mit
dem zustandigen Bundesforst abgestimmt.

6.12.2  Flachenhaftes Pflanzgebot (pfg 1)

Mit den zu verwendenden Arten fiir die Anpflanzung von laubtragenden Schnitthecken innerhalb der Flachen des flachen-
haften Pflanzgebotes pfg 1 soll im Ubergang zwischen den privaten Grundstiicksflachen zu den daran angrenzenden 6f-
fentlichen Verkehrsflachen als auch entlang der aneinandergrenzenden privaten Grundstiicksflachen ein 6kologisch mdg-
lichst wertvoller und standortgerechter Bewuchs planungsrechtlich gesichert werden. Mit den Vorgaben der Pflege und dem
mdglichst artgleichen Ersatz im Nachgang abgangiger Pflanzen soll zudem der Erhalt und Wuchserfolg der Anpflanzungen
innerhalb der vorgenannten Bereiche dauerhaft gesichert werden.

6.12.3  Fassadenbegriinung

Die AuRenwandflachen der Vollgeschosse sind, mit Ausnahme der AuBenwandfl&chen, deren Oberflachen aus Holz oder
Holzwerkstoffen bestehen, auerhalb von AuBenwanddffnungen und den dazu einzuhaltenden brandschutztechnischen
Abstanden sowie aulRerhalb der brandschutztechnisch einzuhaltenden Abstéande zur Oberkante des obersten Vollgeschos-
ses des jeweiligen Geb&udes, vollflachig mit standortgerechten selbstklimmenden, rankenden oder schlingenden Pflanzen
zu begriinen. Zulassig sind bodengebundene oder fassadengebundene Systeme sowie Kombinationen aus beiden Syste-
men. Bei der Verwendung bodengebundener Systeme betragt der Pflanzabstand je Pflanze 1,0 m bei selbstkimmenden
Pflanzen und 2,0 m je Pflanze bei Rank- und Schlingpflanzen. Bei Rank- und Schlingpflanzen sind Kletterhilfen und/oder
Ranksysteme vorzusehen. Die Fassadenbegriinung ist zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Abgéangige Pflanzen sind
maglichst artgleich zu ersetzen. Fir die Fassadenbegriinung ist im Rahmen des bauordnungsrechtlichen Genehmigungs-
verfahrens je Gebaude ein Bewésserungs- und Pflegekonzept nachzuweisen.

Durch die beschriebene Festsetzung der Fassadenbegriinung als Lebensraum flir Vogel und Insekten sowie mit der damit
verbundenen Kaltluftproduktion soll ein weiterer 6kologischer und klimatischer Beitrag geleistet werden. Begriinte Fassaden
konnen in Siedlungsbereichen unabhangig von Ihrer rdumlichen Anordnung grundsétzlich sogenannte Trittsteinfunktionen
fur die Tier- und Pflanzenwelt (ibernehmen und tragen, bezogen auf das Plangebiet, neben den getroffenen Pflanzgeboten
innerhalb der 6ffentlichen und privaten Grundstiicksflachen insgesamt zu einer zusatzlichen Durchgriinung des gesamten
Plangebiets bei. Zudem weisen begriinte Fassaden durch die hierdurch entstehende Verschattung, Verdunstungskalte und
Erhéhung der Schadstoffabsorption eine regulierende Wirkung auf das Stadtklima auf. Die festgesetzten Mafinahmen zur
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Fassadenbegriinung leisten somit gleichzeitig einen Beitrag zum Artenschutz, zum Schutz des Lokalklimas und zur Verrin-
gerung von Folgen durch den Klimawandel im Interesse einer nachhaltigen stédtebaulichen Entwicklung und sind daher in
Bezug auf den stadtebaulich beabsichtigten baulichen Nutzungsgrad gerechtfertigt und zumutbar.

Zudem steht in Hinblick auf den energetischen Bedarf von Hauptgebduden in jahreszeitlich bedingten Wéarmephasen regel-
makig der bendtigte anteilige Energiebedarf fiir die Verschattung und die Geb&udekiihlung zur Reduktion des Kiihlbedarfs
im Vordergrund. Durch den Einsatz von Fassadenbegriinungen an Hauptgeb&uden kann dementsprechend eine Reduktion
der Warmelasten und damit des Kihlbedarfs im Geb&ude durch die Kombination aus Verdunstungskalte sowie der Absorp-
tion und Reflektion der Sonneneinstrahlung bewirkt werden. Zudem kénnen diese Effekte als Vorkonditionierung auch in
Kombination mit natiirlicher Beluftung eingesetzt werden. Insofern kann durch die festgesetzte Fassadenbegriinung bei
Hauptgebduden zusétzlich ein Beitrag zur Reduktion des benétigten Primdrenergiebedarfs bewirkt und in Folge des
dadurch verringerten SchadstoffausstoRes somit auch ein Beitrag zum globalen Klimaschutz und geleistet werden.

Mit der Beschrankung auf Vollgeschosse sollen (iberwiegend mit dem nattirlichen Boden verbundene Bepflanzungen er-
maglicht werden. Auf den zurlickspringenden Staffelgeschossen wird dagegen die vorhandene Dachflache zur Dachbegri-
nung genutzt.

Die AuRRenwandfl&chen von Hauptgeb&uden, deren Oberflachen aus Holz oder Holzwerkstoffen bestehen, werden jedoch
nicht in die verbindliche Vorgabe zur Herstellung von Fassadenbegriinungen mit einbezogen, da durch Fassadenbegri-
nungen auch Feuchteschaden in Verbindung mit diesen Materialien bewirkt und somit nicht ausgeschlossen werden kon-
nen.

Mit den getroffenen Festsetzungen in Hinblick auf die Verwendung von standortgerechten selbstklimmenden, rankenden
oder schlingenden Pflanzen einschlieflich der, bezogen auf bodengebundene Systeme, einzuhaltenden spezifischen
Pflanzabsténde, soll die jeweils standortbezogene Entwicklungsmdglichkeit des Bewuchses sowie die Funktionalitdt und
oOkologische Wirksamkeit von flachigen Fassadenbegriinungen dauerhaft gewéhrleistet werden. Um die mit der Fassaden-
begriinung geplante zusétzliche Durchgriinung des Plangebiets dauerhaft zu sichern und zudem eine stadtebaulich még-
lichst gleichformige Erscheinung der Begriinungsmafnahmen langfristig zu wahren, sind Fassadenbegriinungen zu pfle-
gen, dauerhaft zu erhalten und abgangige Pflanzen méglichst artgleich zu ersetzen.

Um dem jeweiligen Objektplaner einen moglichst flexiblen Handlungsrahmen in Hinblick auf die Planung von Fassadenbe-
grinungssystemen zu gewéhren, sind neben bodengebundenen Fassadenbegriinungssystemen auch fassadengebundene
Systeme zuldssig. Die geplanten stadtebaulichen sowie die dkologischen und lokalklimatischen Aspekte sind gegeniiber
bodengebundenen Systemen in Ihrer Wirkung als vergleichbar anzusehen. Die Festsetzungen zur Pflege, zum dauerhaften
Erhalt und zum Ersatz abgéngiger Pflanzen soll den langfristigen Bestand und Wuchserfolg und damit auch die beabsich-
tigte stédtebauliche Wirkung im Sinne der Durchgriinung des Plangebiets sowie die 6kologische und klimatische Wirksam-
keit der Fassadenbegriinung planungsrechtlich sichern. Aus dem gleichen Grund ist im Rahmen des bauordnungsrechtli-
chen Genehmigungsverfahrens je Gebaude ein Bewasserungs- und Pflegekonzept nachzuweisen.

6.13 Vorhaben- und Erschlieungsplan

Gemal § 12 (3a) Satz 1 BauGB wird festgesetzt, dass im Rahmen der festgesetzten Nutzungen im Geltungshereich des
Vorhaben- und ErschlieRungsplanes nur solche Vorhaben zuldssig sind, zu deren Durchfiinrung sich der Vorhabentréger
im Durchfiihrungsvertrag verpflichtet. Mit dieser im vorhabenbezogenen Bebauungsplan iblichen Festsetzung wird auf pla-
nungsrechtlicher Ebene die abweichungsfreie Umsetzung der bauleitplanerischen Ziele des vorliegenden vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans gewahrleistet.
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6.14 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen
6.14.1  Dachform

Innerhalb des Plangebiets sind die Décher der Hauptgeb&ude und der (iberdachten Fahrradabstellanlagen ausschlieflich
in Form von Flachdéachern (FD) mit einer Dachneigung bis einschliel3lich 6° zuléssig. Dadurch soll fiir die hinzutretende
Bebauung, abweichend vom stédtebaulichen Charakter der Bestandsbebauung im stadtrdumlich benachbarten Umfeld,
eine zeitgendssische architektonische Formensprache sowie eine einheitliche stadtebauliche Erscheinung der Dachland-
schaft der Neubauten erreicht werden. Durch die Festsetzung von Flachdéchern auch fiir die iberdachten Fahrradabstell-
anlagen sollen diese untergeordneten baulichen Anlagen neben den Hauptbaukérpern stadtebaulich weniger dominant in
Erscheinung treten und sich stadtebaulich in den geplanten Kontext einfligen. Aufgrund der zuldssigen, mit dem Flachdach
einfacher realisierbaren Dachbegriinung wird mit der Wahl dieser Dachform zudem klimatischen und 6kologischen Aspek-
ten Rechnung getragen (siehe folgender Abschnitt 6.14.2 Dachdeckung).

Im Entwurf zum Aufstellungsbeschluss und zur friihzeitigen Beteiligung war fir die Hauptgebdude des Vorhabens noch die
Dachform des Satteldachs vorgesehen. Dadurch sollte sich die Planung in den stédtebaulichen Kontext integrieren, in dem
hisher das Satteldach die dominante Dachform darstellt. Neben den vorgenannten Griinden filhrte auch die héhere Wirt-
schaftlichkeit, aufgrund des groReren Anteils nutzbarer Wohnflache bei geringerer Brutto-Grundflache (BGF) mit der damit
verbundenen geringeren erforderlichen Stellplatzzahl, sowie die geringere Héhenausbildung und die damit verbundene
geringere Verschattungswirkung bzw. groRere soziale Distanz gegeniiber der Bestandshebauung zur Anderung der Dach-
form hin zum Flachdach.

6.14.2  Dachdeckung

Um einen 6kologischen bzw. klimatischen Beitrag leisten zu kénnen und dadurch den Eingriff in den Boden zu minimieren
und der Oberflachenversiegelung entgegenzuwirken, sind die Décher der Hauptgebéude mit einem Flachenanteil von min-
destens 60 % ihrer Dachflache extensiv zu begriinen. Extensive Dachbegriinungen sind mit einer Schichtstérke von min-
destens 6 cm auszufiihren. Die festgesetzte Dachbegriinung wirkt sich positiv auf das Mikroklima sowie auf das thermische,
lufthygienische und energetische Potenzial (verbesserte Warmedammung) eines Gebdudes aus. GroRe Teile der Nieder-
schlagsmengen werden in der Vegetationsschicht aufgefangen und durch Verdunstung wieder abgegeben, wodurch in
Folge dessen ein verzdgerter und reduzierter Abfluss von Niederschlagswasser erreicht und die Kanalisation entlastet wird.
Zudem bieten Grind&cher einen Lebensraum fiir spezialisierte Pflanzen- und Tierarten.

Als Beitrag zu einer nachhaltigen Energieversorgung sind bei Hauptgebauden, unter Einhaltung der Héhenbeschrankungen
fur Anlagen zur solaren Energiegewinnung (vgl. Textliche Festsetzungen, Teil |, Planungsrechtliche Festsetzungen, Punkt
2.2 Hohe der baulichen Anlagen), Aufstanderungen fiir Anlagen zur solaren Energiegewinnung oberhalb der Dachbegrii-
nung zulassig.

Bei der unterirdisch angelegten Gemeinschaftsgarage (Tiefgarage) ist die obere Abschlussflache auBerhalb der Gebaude
und der oberirdischen ErschlieBungs- und Spielplatzflachen mit mindestens 60 cm Pflanzsubstrat oder Erdreich abzude-
cken, intensiv zu begriinen und gértnerisch zu gestalten. Durch diese Festsetzung soll eine attraktive und dkologisch wirk-
same Gestaltung der AuRenrdume gewéhrleistet werden. Zudem trégt die Festsetzung einer anteiligen Minimierung des
erfolgten Eingriffs in den Boden bei und bietet Riickhaltevolumen flir das anfallende Niederschlagswasser auf Giberbauten
bzw. unterbauten Grundstiicksflachen.

Aus 6kologischen Griinden, zur Verhinderung einer zusétzlichen Abwasserbelastung durch lonisation des Niederschlags-
wassers, sind unbeschichtete kupfer-, zink- oder bleigedeckte Dacher innerhalb des Geltungsbereiches dieses Vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans unzuléssig.

6.14.3  Aufenanlagen und Satelliten-Empfangsanlagen

Um der Wahrung des Grundrechts auf Informationsfreiheit (Artikel 5 Grundgesetz) ausreichend Rechnung zu tragen, ist die
Anlage von Satelliten-Empfangsanlagen im gesamten Plangebiet allgemein zuléssig. Die Anordnung der Anlagen ist jedoch
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ausschlieBlich auf der Dachflache der Hauptgeb&ude zuldssig. Die Hohenbeschrénkung von Satelliten-Empfangsanlagen
auf der Dachflache von Hauptgeb&uden gemafd den Vorgaben der textlichen Festsetzungen, Teil A, Planungsrechtliche
Festsetzungen, Punkt 2.2 Hohe der baulichen Anlagen ist einzuhalten. Durch diese Festsetzung wird eine Beeintrachtigung
des Ortshildes durch eine unerwiinschte Fernwirkung dieser Anlagen verhindert. AuBenantennen sind generell unzuléssig,
um das Ortshild durch diese Anlagen nicht zu beeintréchtigen.

6.144  Fassadengestaltung

Bei der Herstellung der Auf3enwandoberflachen von Geb&uden ist ausschlief3lich nur die Verwendung von Putzen und Holz
zulassig. Eine jeweils anteilige Verwendung beider Materialien je Gebédude als AuRenwandoberflache ist zuldssig. Durch
die Zuldssigkeit von beiden Materialien erhélt der Vorhabentrager die notwendige Flexibilitat, die er im Rahmen der Aus-
schreibung fir modulares Bauen hinsichtlich der Marktgangigkeit bendtigt. Beide Fassadenarten erflllen in ihren jeweiligen
Eigenarten die Ziele der Planung. Das Material Putz trégt zu einer Einfiigung in das Ortsbild bei, die im Bestand tiberwie-
gend durch Putzfassaden geprégt ist. Das Material Holz trégt zu einer dkologisch nachhaltigen Bauweise bei, die im Rah-
men des Vorhabens gefordert werden soll.

Aufgrund der Vermeidung von Beeintrachtigungen des vorhandenen Ortsbildes sowie aufgrund der Vermeidung von Kon-
flikten durch mdgliche tagsuber entstehende optische Stor- und Blendwirkungen sowie durch mdgliche Lichtimmissionen
wahrend der DAmmerungs- und Nachtphasen auf benachbarte schutzbedurftige Nutzungen ist die Verwendung von grellen
Farben (z.B. Neonfarben), fluoreszierenden Farben, Volltonfarben und schwarzer Farbe, die Verwendung glanzender Ober-
flachen (mit Ausnahme von Glas) sowie die Verwendung spiegelnder Oberflachen unzuléssig.

Bei der Fassadengestaltung sind zudem die Vorgaben zur Fassadenbegriinung (vgl. Textliche Festsetzungen, Teil |, Pla-
nungsrechtliche Festsetzungen, Punkt 11.3 Fassadenbegriinung) zu berlicksichtigen. Daraus ergibt sich, dass die Fassa-
denmaterialien lediglich an den von der Pflanzfestsetzung ausgenommenen Fassadenfldchen (Staffelgeschosse, brand-
schutzrechtlich freizuhaltende Bereiche) stadtebaulich in Erscheinung treten.

6.14.5  Anforderungen an die Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flachen der bebauten Grundstiicke

Um einen Okologischen, klimatischen und gestalterischen Beitrag zu schaffen sowie die Aufenthaltsqualitét fur die Bewoh-
ner*innen zu erhohen, sind die unbebauten Grundstiicksflachen, soweit sie nicht mit Geb&uden, Wegen, oberirdischen
Stellplatzen, Spielplatzen, Fahrradabstellanlagen und Aufstellflachen fiir freistehende Abfallbehalter tiberbaut werden, als
Rasenflache dauerhaft zu begriinen.

Um die Einsehbarkeit sowie mdgliche optische Beeintrachtigungen des 6ffentlichen und des privaten Raums zu vermeiden,
sind die Aufstellflachen fiir freistehende Abfallbehalter aulRerhalb von Gebauden auf mindestens drei Seiten zu bepflanzen
und die vierte Seite bis auf einen héchstens 1,20 m breiten Zugang abzuschirmen. Die den &ffentlichen Verkehrsflachen
zugewandten Seiten sind dabei in jedem Fall blickdicht zu bepflanzen, um durch diese Form der Begriinung im Ubergang
zum oGffentlichen Raum in diesen Bereichen eine optisch moglichst vollstandige Abschirmung dieser Anlagen zu sichern.
Gleiches gilt bei der Aufstellung von Miilltonnenschranken.

6.14.6  Werbeanlagen

Zur Wahrung eines mdglichst homogenen stadtebaulichen Erscheinungsbildes hat der Rat der Stadt Rheinbach am
02.12.2019 die ,Satzung Gber Werbeanlagen und Warenautomaten” beschlossen, deren Festsetzungen innerhalb des Gel-
tungsbereiches dieses vorhabenbezogenen Bebauungsplanes anzuwenden sind.
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6.14.7  Einfriedungen

Mit der ausschlieRlichen Zulassigkeit von Einfriedungen in Form von Hecken auf Grundlage der Festsetzungen des
flachenhaften Pflanzgebotes (pfg 1) soll sowohl der Ubergang zwischen den privaten Grundstiicksflachen zu den daran
angrenzenden Gffentlichen Verkehrsflachen als auch die Bereiche entlang der aneinandergrenzenden privaten
Grundstlcksflachen mdglichst gleichartig und bis auf die geplanten Grundstiickszugange und -zufahrten durchgangig
eingegriint werden. Hierdurch soll neben der festgesetzten Fassadenbegriinung der Hauptgebaude ein zusétzlicher Beitrag
zur Durchgrinung des Plangebiets geleistet werden. Da darlber hinaus laubtragende Hecken Insekten und
Kleinstiebewesen einen 6kologisch wertvollen Lebens- und Rickzugsraum bieten, soll mit der Vorgabe zur Art der
Zulassigkeit von Einfriedungen zudem ein Beitrag zum Artenschutz geleistet werden.

Aus dem gleichen Grund werden Einfriedungen in Form von Mauern generell ausgeschlossen. Mauern unterbinden die
Durchgangigkeit und Durchléssigkeit im Bereich der unbebauten Grundstiicksflachen fur nicht flugfahige Insekten und
sonstige Kleintiere. Mit dem Ausschluss von Mauern soll demnach ein stadtebaulich vertretbarer Beitrag zur 6kologischen
Lebensraumerhaltung fur die vorgenannte Fauna unter Berticksichtigung der geplanten stadtebaulichen Nachverdichtung
geleistet werden. Zusétzlich werden neben Mauern auch Zdune als Art der Einfriedung generell ausgeschlossen. Neben
den vorgenannten artenschutzrechtlichen Belangen, insbesondere bei Mauern, kénnen Einfriedungen, die in Form baulicher
Anlagen errichtet werden, grundsatzlich die Trennwirkung zwischen privaten Grundstiicksflachen sowie im Ubergang
zwischen privatem und &ffentlichem Raum erhéhen. Die soll jedoch auf Grundlage der stédtebaulichen und der
nutzugsbezogen freiraumplanerischen Zielsetzungen fiir das Plangebiet mdglichst vermieden werden. Eine Abgrenzung
der privaten Grundstiicksflachen hin zu den angrenzenden offentlichen Verkehrsflachen sowie zu den benachbarten
privaten Grundstlicksflachen wird jedoch auch auf Grundlage der Beschrénkung zur Art von Einfriedungen dennoch
planungsrechtlich ermdglicht.

Durch die Begrenzung der Hohe von Einfriedungen soll inshesondere im Ubergang zum angrenzenden 6ffentlichen Raum
die Sicherheit im 6ffentlichen Raum fir alle Bevolkerungsgruppen erhéht werden. Die Begrenzung auf maximal 1,20 m
Hohe sichert dabei den dauerhaften Erhalt von Sichtbeziehungen aus dem 6ffentlichen Raum heraus in den Korridor der
angrenzenden privaten Grundstuicksflachen und reduziert so die Mdglichkeit fur Tatgelegenheiten.

7 Auswirkungen des Bebauungsplans
7.1 Stadtebauliche und verkehrliche Auswirkungen
7.11 Stadtebauliche Auswirkungen

Das geplante Neubauvorhaben entspricht, durch die Schaffung von Wohnraum in einer zentralen und integrierten stédti-
schen Lage, dem bundesweiten und im BauGB definierten Ziel ,Innenentwicklung vor AuRenentwicklung* zur Reduzierung
des Landschaftsverbrauchs im AuBenbereich. Fir das bisher mindergenutzte Grundstlick wird in Hinblick auf die anteilig
vorhandenen Bestandsnutzungen eine nutzungsvertrégliche stadtebauliche Nachverdichtung angestrebt. Erhebliche nega-
tive Auswirkungen auf die vorhandenen Nutzungen im angrenzenden und naheren Umfeld sind in Folge der Festsetzungen
zur Art und zum MaR der baulichen Nutzung mit einer gebiets- sowie umfeldvertraglichen Grundstiicksnutzung nicht zu
erwarten.

Die geplanten Gebdudehdhen fligen sich stadtebaulich vertréglich in das umgebende stadtebauliche Umfeld ein. Die ge-
planten Gebdude 1, 3 und 4 weisen mit Gebaudeléngen von bis zu 20,50 m Dimensionen auf, welche den Bestandsgebau-
den Miinstereifeler Stralie 41-47 — mit einer Lange von jeweils knapp 21,00 m — entsprechen. Haus 2 unterschreitet mit
einer Lange von 27,00 m die Lange der beiden auleren Bestandsgebaude Minstereifeler Stralle 39 und 49 (jeweils knapp
29,00 m). Die gegenliber den Bestandsgebduden um 2,00 m gréfiere Geb&udetiefe von 13,00 m soll zeitgemale Woh-
nungsgrundrisse ermdglichen. Die umgebende Bebauung der benachbarten Grundstlicke — inshesondere an Turmstralie
und MiinstergéRchen — weist eine heterogene, wenngleich tiberwiegend kleinteiligere Struktur auf.

Die tiefen Grundstiicksflachen werden bisher durch die vorhandenen Bewohner als Frei- und Erholungsflachen genutzt.
Diese nutzbaren Freifldchen entfallen mit der zukiinftigen Bebauung. Es verbleiben jedoch — unter anderem durch Wahrung
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des gemaR § 17 BauNVO geltenden GRZ-Orientierungswertes fiir Allgemeine Wohngebiete von 0,4 — angemessen grof3e
Gartenflachen fiir die Bestandsgeb&ude. Grundsatzlich sollen zwischen Neu- und Bestandshebauung — also auch auf den
Teilflachen der Neubebauung — gemeinschaftliche AufRenbereiche mit Spielflaichen entstehen, die durch alle Bewohner
genutzt werden konnen. Die Fortfiihrung der Bauflucht entlang der offentlichen Verkehrsflache Turmstral3e ermdglicht dabei
einen ruhigen und geschitzten Innenbereich.

Konflikte innerhalb der angrenzenden bestehenden offentlichen Verkehrsflachen in Folge der Unterbringung des hinzukom-
menden ruhenden Verkehrs sind nicht zu erwarten, da die nutzungshedingt erforderlichen Stellplatze innerhalb der privaten
Grundstticksflachen herzustellen sind. Der Nachweis dazu ist im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens zu fiihren.

Die oben genannten Infrastruktureinrichtungen sowie weitere Freizeit- und Kultureinrichtungen aus dem offentlichen oder
privaten Sektor befinden sich im n&heren Umfeld des Plangebiets, inshesondere in der Rheinbacher Innenstadt. Dartber
hinaus sind innerhalb der privaten Grundstiicksflachen private Spielplatzflachen gemé&f den Vorgaben der stédtischen Sat-
zung vorgesehen. Die zusétzlichen Bewohner tragen zur Starkung des nahegelegenen Stadtzentrums von Rheinbach als
Einzelhandels- und Versorgungsschwerpunkt bei. Des Weiteren ist mit dem Vorhaben die Schaffung von preisgiinstigem
Wohnraum im zentralen Bereich der Stadt Rheinbach verbunden (siehe Abschnitt 2.3 Ziele und Zwecke der Planung).

712 Verkehrliche Auswirkungen

Im Rahmen des Verkehrsgutachtens (vgl. PTV Transport Consult, Diisseldorf, 02/2021) zum vorliegenden vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan wurden die verkehrlichen Auswirkungen des Neubauvorhabens untersucht. Daflir wurden zunéchst
durchschnittliche Tagesverkehre des Quell- und Zielverkehrs fiir die geplante Bebauung an der Miinstereifeler Strale dar-
gestellt. Der MIV-Anteil von 53 % wurde in Anlehnung an den ,Nahverkehrsplan 2012 plus* des Rhein-Sieg-Kreises gewahlt.
Der Wert von 33 Wohneinheiten wurde gemaf dem stadtebaulichen Konzeptentwurf vom 29.06.2020 gewéhlt. Die Zahl der
Wohneinheiten wurde im Rahmen der anschlieRenden Umplanung aufgrund der geénderten Dachform auf 36 Wohnungen
erhoht. Im Rahmen einer erganzenden gutachterlichen Stellungnahme vom 12.04.2021 (vgl. PTV Transport Consult, Dis-
seldorf, 12.04.2021) wurden daher 36 Wohneinheiten angesetzt. Mit Blick auf die veranderten WohnungsgréRen wurde
auch die durchschnittliche HaushaltsgréRe von 3,25 Einwohner/Wohneinheit (EW/WE) auf 2,75 EW/WE reduziert. Dieser
Wert liegt tiber dem bundesweiten Durchschnitt von ungeféhr 2,00 EW/WE und entspricht auch weiterhin den Richtwerten
des anerkannten Regelwerks von Bosserhoff (vgl. PTV Transport Consult, Diisseldorf, 12.04.2021). Alle weiteren Parame-
ter entsprechen den typischerweise fir ein Wohngebiet angesetzten GrélRenordnungen. In diesem Rahmen sind die Anga-
ben als Durchschnittswerte zu verstehen, die das durch die neue Wohnbebauung zu erwartende Verkehrsaufkommen fach-
gerecht abbilden:

Kenngrolie Wert Summe
Anzahl Wohneinheiten [WE] 36
Durchschnittliche HaushaltsgréRe [EW/WE] 2,75
Durchschnittliche Wege/Person-d 3,75
MIV-Anteil 53 %
Pkw-Besetzungsgrad 13
Besucherverkehr 5%
Wirtschaftsverkehr [Kfz-Fahrten/EW-d] 01
Durchschnittlicher Tagesverkehr [Kfz/24h] 79
Durchschnittlicher Zielverkehr [Kfz/24h] 79
Quellverkehr Morgenspitze [Kfz/h] 8 11
Quellverkehr Abendspitze [Kfz/h] 3
Zielverkehr Morgenspitze [Kfz/h] 4 10
Zielverkehr Abendspitze [Kfz/h] 6

Fir die rechnerischen Leistungsféhigkeitsnachweise wurden in der Prognose zusatzlich die Neuverkehre des Vorhabens
am Dreeser Weg sowie drei weiterer tangierender Planungen (,Majolika-Quartier®, ,Pallotti-Areal* und der Neubau eines
REWE-Centers) berlcksichtigt. Fiir die umliegenden Knotenpunkte wurde im September 2020 eine kamerabasierte Ver-
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kehrserhebung durchgefiihrt. Basierend auf den Ergebnissen wurden die individuellen Spitzenstunden und Analysever-
kehrshelastungen ermittelt. Aufgrund maglicher verkehrlicher Einfliisse durch die Pandemie des Coronavirus SARS-CoV-2
wurden diese Ergebnisse auferdem mit einer vergangenen Erhebung aus dem Jahr 2017 plausibilisiert.

Fur jeden Knotenpunkt erfolgt dabei eine Unterscheidung von drei Belastungsfallen:

¢ Analysefall (Bestandssituation): Berlicksichtigt wird das Verkehrsaufkommen auf Basis der Verkehrserhebungen
aus dem Jahr 2020 fir die Morgen- und Abendspitzenstunde.

e Prognose-Null-Fall: Berticksichtigt wird das Verkehrsaufkommen auf Basis der Verkehrserhebungen aus dem
Jahr 2020 in Uberlagerung mit den berechneten Neuverkehren fiir die drei tangierenden Planungen. Dabei ge-
hen die Neuverkehre fiir die Wohnbauvorhaben am Dreeser Weg und an der Minstereifeler Stral3e noch nicht
ein, um einen Vergleichsfall fiir die Bewertung zu generieren.

e  Prognose-Plan-Fall: Beriicksichtigt wird das Verkehrsaufkommen auf Basis des Prognose-Null-Falls in Uberlage-
rung mit den berechneten Neuverkehren fir die Wohnbebauungen am Dreeser Weg und an der Minstereifeler
Stral3e.

Da wahrend der Abendspitze wesentliche Abweichungen zwischen den beiden Erhebungstagen auftraten, wurde ein zu-
satzlicher kritischer Belastungsfall* betrachtet, fiir den die erhobenen Verkehrsstarken in den betroffenen Verkehrsstrémen
pauschal vergréRert wurden. Die Uberpriifung der Leistungsfahigkeiten fiihrt zu den folgenden Ergebnissen:

¢ Anden beiden vorfahrtgeregelten Knotenpunkten KP 7 (Minstereifeler Strafle / Turmstrale) und KP 8 (Miins-
tereifeler Stral3e / SchumannstralRe) ergeben sich flir den Analysefall, den Prognose-Null-Fall und den Prognose-
Plan-Fall jeweils sehr gute Verkehrsqualititen (QSV A).

o Am KP 9 (Kreisverkehr Mlnstereifeler Strafie / L493) ergeben sich fir den Analysefall, den Prognose-Null-Fall
und den Prognose-Plan-Fall jeweils sehr gute Verkehrsqualitaten (QSV A).

o AmKP 10 (Kreisverkehr Minstereifeler Stralle / Aachener Stral3e) ergeben sich fir den Analysefall in der Mor-
gen- und Abendspitze jeweils sehr gute Verkehrsqualitdten (QSV A). In der Abendspitze des Prognose-Null- so-
wie Prognose-Plan-Falls ergibt sich eine geringe Verschlechterung um eine Qualitatsstufe in die QSV B.

¢ Anden drei mit Rechts-vor-Links-Regelungen gestalteten Knotenpunkten KP 11 (MiinstergaRchen / Schumann-
strale), KP 12 (TurmstraRe / Minstergalichen) und KP 14 (Turmstral’e / Schumannstraf3e) ergeben sich fiir den
Analysefall und die beiden Prognosefalle jeweils sehr gute Verkehrsqualitdten (QSV A, B).

e AmKP 13 (TurmstralRe / Martinstrale) ergeben sich in der Morgenspitze fiir den Analysefall, den Prognose-Null-
Fall und den Prognose-Plan-Fall jeweils gute Verkehrsqualitdten (QSV B). In allen drei Fallen fiir die Abendspitze
resultieren befriedigende Verkehrsqualititen (QSV C).

Leistungsféahigkeitsdefizite sind also — auch im Prognose-Plan-Fall (mit Realisierung der vorliegenden Planung sowie aller
absehbaren Planungen in der Umgebung) — an keinem der Knotenpunkte zu erkennen. Stellenweise bewirken jedoch vor
allem die Mehrverkehre der umliegenden Planungen eine Einstufung in die ndchstschlechtere Qualitatsstufe. Dariiber hin-
aus ist zu beachten, dass die rechnerische Leistungsfahigkeitsbewertung auf Basis der Einzelbetrachtung fiir jeden Kno-
tenpunkt erfolgt. Netzzusammenhange oder Wechselwirkungen zwischen den Knoten werden deshalb nicht oder nur be-
dingt berticksichtigt. Besonders am KP 10 werden die daraus resultierenden Auswirkungen beim Vergleich der rechneri-
schen Bewertung mit den tatsachlichen Verkehrssituationen deutlich.

Insgesamt I&sst sich sagen, dass fir alle acht Knotenpunkte im Untersuchungsgebiet ein leistungsfahiger Verkehrsablauf
gewdhrleistet ist. Dabei ergeben sich fir die meisten Knotenpunkte mindestens gute Verkehrsqualitaten (QSV B). Aus der
Untersuchung geht weiterhin hervor, dass zum Erhalt der Leistungsfahigkeit des Verkehrsnetzes keine Anderungen an den
Verkehrsflachen erfolgen miissen.

Dieses Ergebnis aus dem Verkehrsgutachten (vgl. PTV Transport Consult, Diisseldorf, 02/2021) behdlt auch unter Beriick-
sichtigung der aufgrund der gednderten Strukturdaten der Wohnbebauung im Rahmen einer ergénzenden Stellungnahme
(vgl. PTV Transport Consult, Diisseldorf, 12.04.2021) ge&nderten Berechnung (siehe Abschnitt 7.1.2 Verkehrliche Auswir-
kungen) seine Glltigkeit.
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7.2 Umweltauswirkungen

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden die umweltrelevanten Belange einschlief3lich des Naturschutzes und der
Landschaftspflege geprift. Grundlage der Priifung sind die Ziele des Bebauungsplans sowie die allgemeinen Grundsatze
und Ziele fiir die einzelnen Schutzguter aus den jeweiligen Fachgesetzen.

721 Mensch und seine Gesundheit

Das Plangrundstiick ist nicht erkennbar vorbelastet. Zur Untersuchung der Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch wurde,
neben dem oben beschriebenen Verkehrsgutachten (siehe Abschnitt 7.1.2 Verkehrliche Auswirkungen), ein LArmgutachten
erstellt. Die Ergebnisse werden im folgenden Abschnitt dargestellt. Unter Einhaltung der Festsetzungen zum Schallschutz
(siehe Abschnitt 6.11 Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen
und sonstigen Gefahren im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes) kann davon ausgegangen werden, dass bei der
geplanten Ergénzung der bestehenden Nutzung und baulichen Nachverdichtung gesunde Wohnverhaltnisse sowohl fiir die
Bewohner*innen der umliegenden Bestandshebauung, als auch der neuen Wohngebaude gewahrt werden.

7.21.1  Luftqualitét

Beziiglich der mit dem Abriss der Garagen zwischen den Hausern Munstereifeler StralRe Nr. 47 und 49 verbundenen Luft-
schadstoffbelastung der Bestandsbewohner*innen wurde im Nachgang an die friinzeitige Beteiligung der Offentlichkeit so-
wie der Behorden und Tréger 6ffentlicher Belange gemaR 88 3 (1) und 4 (1) BauGB eine gutachterliche Einschétzung durch
die iMA Cologne GmbH vorgenommen (vgl. iMA cologne GmbH, KélIn, 18.10.2021). Diese kommt zu dem Ergebnis, dass
aufgrund der mdglichen planbedingten Zusatz-Emissionen durch verkehrshedingte Luftschadstoffe im Prognose-Planfall
nicht davon auszugehen ist, dass relevante Grenzwerte der 39. BImSchV zum Schutz menschlicher Gesundheit erstmals
erreicht oder gar (berschritten werden. Dabei wird die Situation so eingeschatzt, dass bereits im Prognose-Nullfall die
Grenzwerte der 39. BImSchV sicher eingehalten werden.

7.2.1.2  Larmtechnische Auswirkungen

Fir das Plangebiet sind gemal Entwurf des Larmaktionsplans 3. Runde der Stadt Rheinbach (Stand Mai 2020) keine
Larmeinwirkungen nach der Umgebungslarmrichtlinie kartiert. Zur Untersuchung der konkreten larmtechnischen Auswir-
kungen auf das Vorhaben wurde eine schalltechnische Untersuchung durch das Biro Mick aus Herzogenrath erarbeitet
(vgl. Buro firr Schallschutz — Michael Miick, Herzogenrath, 02.08.2022). Darin wurde die Immissionsbelastung aus Straflen-
und Schienenldrm, Gewerbeldrm sowie Nachbarschaftslarm untersucht.

Analog zum Verkehrsgutachten erfolgt dabei eine Unterscheidung von drei Belastungsfallen (siehe Abschnitt 7.1.2 Verkehr-
liche Auswirkungen):

o |[stfall: Beriicksichtigung der Bestandssituation aus dem Jahr 2020

e Prognose-Nullfall: Berticksichtigung der Bestandssituation aus dem Jahr 2020 sowie der drei tangierenden Pla-
nungen Majolika-Quartier, Pallotti-Areal und Neubau Rewe-Center am Euskirchener Weg

¢ Prognose-Planfall: Beriicksichtigung der Bestandssituation aus dem Jahr 2020, der drei tangierenden Planungen
sowie der Wohnbebauungen am Dreeser Weg und an der Munstereifeler StralRe

Das Gutachten kommt zu den in den folgenden Abschnitten dargestellten Ergebnissen:

StraRenverkehrslarm

Im Prognose-Nullfall werden an der Bestandsbebauung (Miinstereifeler Strale 39-49) die Orientierungswerte der DIN
18005 (Schallschutz im Stadtebau, Ausgabe Juli 2002, Beuth Verlag GmbH, Berlin; einsehbar bei der Stadt Rheinbach) fiir
allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts nahezu in allen betrachteten Geschossen im Plangebiet
tags und nachts tiberschritten. Auch werden die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV fiir allgemeine Wohngebiete von
59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts im Prognose-Nullfall an den Bestandsgebéuden teilweise iberschritten.
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Durch die Erhéhung der Verkehre wird diese Situation an der Bestandsbebauung nur unwesentlich um ca. 0,4 dB(A) ange-
hoben.

Der sogenannte Sanierungswert von 70 dB(A) tags bzw. 60 dB(A) nachts wird im Prognose-Planfall an der Bestandshe-
bauung im Untersuchungsgebiet nicht erreicht bzw. Giberschritten. Der Sanierungswert wird aus der 16. BImSchV abgeleitet.
Bei einer erstmaligen Uberschreitung dieses Wertes sind MinderungsmaBnahmen zwingend durchzufiihren.

Im Prognose-Planfall wird die geplante Bebauung im riickwartigen Bereich der Bestandsbebauung entlang der Turmstrale
und entlang des Munstergéfichens angeordnet. Es zeigt sich, dass im Prognose-Planfall die Geréusche, verursacht durch
den offentlichen StraRenverkehr, die Orientierungswerte der DIN 18005 fiir allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags und
45 dB(A) nachts an der geplanten siidlichen Bebauung an den Siidfassaden zum Teil (iberschritten werden. Die Immissi-
onsgrenzwerte der 16. BImSchV fiir allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts werden an der Plan-
bebauung eingehalten.

Der sogenannte Sanierungswert von 70 dB(A) tags bzw. 60 dB(A) nachts wird im Prognose-Planfall an der geplanten Be-
bauung nicht erreicht bzw. Uberschritten.

Auf die Uberschreitung der Orientierungswerte der DIN 18005 sowie der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV durch die
Larmarten offentlichen StraRen- und Schienenverkehr wird im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens in der Regel mit
passiven MaRnahmen an den festzusetzenden Baugrenzen und Baukérpern reagiert. Im vorliegenden vorhabenbezogenen
Bebauungsplan werden fiir die entsprechenden Fassaden sogenannte Lufterfenster oder zentrale Liiftungseinrichtungen
festgesetzt (siehe Abschnitt 6.11 Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umweltein-
wirkungen und sonstigen Gefahren im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes).

Im Untersuchungsgebiet wird im Prognose-Planfall ein Garagenblock niedergelegt. Weiterhin entstehen durch die Fassaden
der geplanten Bebauung im Untersuchungsgebiet zusatzliche Reflektionen. Die Auswirkung dieser baulichen Veranderun-
gen wurde geschossweise punktuell berechnet. Diese Berechnung hat ergeben, dass an der Bestandshebauung entlang
der Miinstereifeler StraRe an den Nordfassaden die Differenz zwischen Ist- und Planfall in einem Bereich von + 0,4 dB(A)
liegt. Diese Erhéhung fiihrt zu keiner weiteren Uberschreitung der bereits festgestellten Uberschreitung der Immissions-
werte sowie Orientierungswerte im Bestandsfall. An den Ost- und Westfassaden der Bestandsbebauung im Untersuchungs-
gebiet sind im Sinne der DIN 4109 nicht schitzenswerte Raume angeordnet.

An den Slidfassaden der Bestandsbebauung im Untersuchungsgebiet sind mehrere Effekte abzulesen. Zum einem werden
zum Teil die Gerausche der sidlich gelegenen Strallen (Turmstra3e, Minstergalichen) durch die geplante Bebauung im
Siuden des Untersuchungsgebietes an den Siidfassaden der Bestandsbebauung abgeschirmt, somit verringern sich die
Gerauschimmissionen aus dem 6ffentlichen StralRenverkehr. Weiterhin wird der angehobene Anteil der Gerduschimmissi-
onen der Minstereifeler Stral3e im Bereich der westlichen Liicke, die durch das Niederlegen der Garage entstanden ist,
durch die geminderte Einwirkung der Anteile der sudlich gelegenen Straen in Summe nahezu kompensiert.

Im Bereich der stidlichen Fassaden der Bestandshebauung ist fir den Ist- und Planfall weiterhin festzustellen, dass die
Orientierungswerte der DIN 18005 fiir allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) eingehalten werden, somit
werden auch die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV fiir allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) tags und 49 dB(A)
nachts eingehalten.

Schienenverkehrslarm

Es zeigt sich, dass die Ger&usche verursacht durch den éffentlichen Schienenverkehrslérm, die Orientierungswerte der DIN
18005 von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts in allen betrachteten Geschossen im Plangebiet tags und nachts unterschrei-
ten. Die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV fiir allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts
werden ebenfalls deutlich unterschritten. Diese Ergebnisse decken sich mit den Beobachtungen vor Ort.

Gewerbeldrm

Es zeigt sich, dass die Immissionsrichtwerte der TA Larm fur ein allgemeines Wohngebiet von 55 dB(A) tags und 40 dB(A)
nachts im Plangebiet unterschritten werden.
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Nachbarschaftslarm

Durch das Vorhaben erhoht sich die Anzahl der Stellplatze im Freien, weiterhin ist eine zusétzliche Tiefgarage geplant.
Diese Gerausche sind der Larmart Nachbarschaftslarm zuzuordnen und werden nach TA Larm beurteilt.

Es zeigt sich, dass an der Bestandshebauung die Beurteilungspegel ausgeldst durch die Parkverkehre entlang der Nord-
fassaden an der Miinstereifeler Strafle um ca. 2 dB(A) tags und nachts angehoben werden. Es entfallen Teilimmissionspe-
gel durch den Abriss der Doppelgarage, diese werden zum Teil durch die Tiefgarage wieder angehoben. Die Immissions-
richtwerte analog der TA Larm tags von 55 dB(A) werden an der Bestandsbebauung im Untersuchungsgebiet im Planfall
weiterhin eingehalten. Im Istzustand werden die Immissionsrichtwerte der TA Larm nachts von 40 dB(A) an den Stellplatzen
und Garage zugewandten Fassaden bereits um 5 dB(A) tberschritten. Im Planzustand erhéht sich dieser Wert um ca.
weitere 2 dB(A). Hier sei auf die ungtinstigste Betrachtung der lautesten Nachtstunde hingewiesen, in welcher die TA L&rm
die lauteste Stunde betrachtet und somit in Folge der Parkplatzlarmstudie voraussetzt, dass die ungtinstigste Belegungszahl
in dieser Stunde einwirkt, diese Bewegungszahlen sind somit auf der sicheren Seite angesetzt. Weiterhin ist im Nachtzeit-
raum mit einer Gerduscheinwirkung durch 6ffentlichen Stral3enverkehr auf das Untersuchungsgebiet im Bereich der Nord-
fassaden der Bestandshebauung im Mittel von 51 dB(A) zu rechnen. Es ist somit mit einer Uberdeckung der Gerausche zu
rechnen. Aktive LarmminderungsmalRnahmen hinsichtlich der Stellplatze im Freien sind aufgrund der geringen Absténde
und Platzverhaltnisse kaum umsetzbar.

AuRerhalb des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden an der umliegenden Bebauung die Beurteilungspegel durch
das Vorhaben angehoben, die Immissionsrichtwerte analog der TA Larm werden durch den Nachbarschaftslarm eingehal-
ten.

Hinsichtlich der Maximalpegel zeigt sich, dass im Tagzeitraum die Grenzwerte flr kurzzeitig einwirkende Gerauschspitzen
von 85 dB(A) eingehalten werden. Im Nachtzeitraum werden die Grenzwerte von 65 dB(A) erwartungsgeman bei Einwir-
kung mehrerer Spitzenpegel im Nahbereich der Bebauung zum Teil Gberschritten. Dies ist auf die geringen Absténde zu
den geplanten Stellplatzen zuriickzufiihren. Diese Uberschreitung ist auch im Bestandsfall vorhanden.

Kinderspielpldtze

Es wird darauf hingewiesen, dass im Untersuchungsgebiet zwei Kinderspielplatze geplant werden. Diese sollten mit einem
Hinweisschild versehen werden, dass die Nutzung fiir Kinder Gber 15 Jahren untersagt. Das Spielen der Kinder auf den
Freiflichen des Vorhabens wird somit aus larmtechnischer Sicht als sozialadaquat eingestuft (8 22 Abs. 1a BImSchG). Eine
Untersuchung dieser Larmart erfolgt aus diesem Grunde nicht. Hier wird auch auf die aktuelle Rechtsprechung von ausge-
wiesenen Kinderspielflachen fur Kinder unter 15 Jahren verwiesen.

LarmschutzmaRnahmen

Um den einzuhaltenden Anforderungen an gesunde Wohnverhéltnisse im Sinne der L&rmschutzvorsorge Rechnung zu
tragen, wurden flr die Teilflachen des geplanten Wohngebiets, an denen gemal den Ergebnissen des Fachgutachtens
Uberschreitungen der zu beriicksichtigenden bzw. einzuhaltenden Orientierungs- und Richtwerte der entsprechenden ge-
setzlichen Verordnungen, Normen sowie der Technischen Anleitung Larm (TA Larm) ermittelt wurden, geméaR der fachgut-
achterlichen Empfehlung, passive Schallschutzmal3hahmen festgesetzt (siehe Abschnitt 6.11 Bauliche und sonstige tech-
nische Vorkehrungen zum Schutz vor schédlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren im Sinne des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes). Durch die erforderliche Realisierung der festgesetzten passiven Schallschutzmalinahmen
im Falle der Anordnung von schutzbedirftigen Rdumen im Sinne der DIN 4109 hin zu den betroffenen Bereichen wird flr
die entsprechenden Raumnutzungen im Plangebiet der erforderliche Schallschutz innerhalb der schutzbediirftigen Rdume
sichergestellt.

7.2.2 Boden
Der Bebauungsplan dient der Innenentwicklung, die gegentiber einer neuen Inanspruchnahme von Flachen fiir die Sied-

lungsentwicklung vorrangig zu verfolgen ist. Mit der geplanten Bebauung erfolgt eine Nachverdichtung auf einem bisher
mindergenutzten Grundstick. Aufgrund ihrer zentralen Lage im Siedlungsgefiige der Kernstadt mit vorhandener technischer
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und verkehrlicher ErschlieRung ist diese Flache fiir eine stadtebauliche Nachverdichtung in einem stadtebaulich vertragli-
chen Maf der baulichen Nutzung zum Zwecke der Realisierung von weiteren Wohnflachen geeignet. Auf eine Untersuchung
von Alternativstandorten wurde daher verzichtet.

Gemal der Bodenkarte Nordrhein-Westfalen des Geologischen Dienstes NRW handelt es sich im Plangebiet um Pseu-
dogley-Parabraunerde ohne Grundwasser und mit einer schwachen Staunésse. Bei der Hauptbodenart nach Bundes-Bo-
denschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) handelt es sich um Lehm bzw. Schiuff. Es handelt sich um fruchtbare
Bdden mit hoher Funktionserfiillung als Regelungs- und Pufferfunktion und einer natiirlichen Bodenfruchtbarkeit. Die Ver-
dichtungsempfindlichkeit wird als hoch eingestuft. Diese Bodenkategorie ist drtlich wie regional stark verbreitet.

Mit dem Vorhaben ist eine Uberbauung des Bodens durch Gebaude und Nebenanlagen verbunden, die tiber das bisherige
MaR der baulichen Nutzung hinausgeht. Entsprechend geht Boden in diesem Bereich dauerhaft verloren, der nicht mehr
fur Austauschvorgange zwischen Boden und Atmosphare zur Verfigung stehen. Zudem geht der Boden als Standort fir
die langfristige Entwicklung mdglicher Biotope verloren. Dieser Eingriff ist bei der geplanten Nutzung lediglich durch eine
kompakte Bauform sowie durch Wiederaufbau von Boden auf der Tiefgarage zu mindern. Dariiber hinaus verbleibende
Eingriffe in den Boden gelten bei der vorliegenden Innenentwicklung als bereits gegeben oder zuldssig, so dass eine Kom-
pensation nicht erforderlich ist.

Das Plangrundstiick ist nach heutigem Stand der Erkenntnisse frei von Altstandorten und erheblichen Bodenbelastungen.
Das im Rahmen der Baureifmachung des Grundstiicks anfallende bauschutthaltige oder organoleptisch auffallige Boden-
material z.B. aus Bodenauffilllungen) ist ordnungsgemaR zu entsorgen. Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bo-
denaushubs sind vor der Abfuhr dem Rhein-Sieg-Kreis, Sachgebiet "Gewerbliche Abfallwirtschaft", anzuzeigen. Dazu ist
die Entsorgungsanlage anzugeben oder die Wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustelle vorzulegen.

7.2.3 Wasser

Oberflachengewésser sind von der Planung nicht betroffen. Das Plangrundstiick ist Teil des zentral entwésserten Sied-
lungsbereichs. Durch die geplante Uberbauung mit Geb&uden und Nebenanlagen wird die Neubildungsrate des Grundwas-
sers herabgesetzt. Allerdings entspricht die Planung mit der festgesetzten Grundflachenzahl (GRZ) von 0,4 den stédtebau-
lichen Orientierungswerten des § 17 BauNVO. Insofern wird auf planungsrechtlicher Ebene eine insgesamt stédtebaulich
vertragliche und fiir die geplante Nutzungsart zuldssige bauliche Dichte im Sinne des geplanten, durch Hauptgeb&ude be-
wirkten anteiligen Versiegelungsgrades innerhalb der privaten Grundstucksflachen, erreicht.

Das anfallende Niederschlagswasser kann in den vorhandenen ausreichend dimensionierten Mischwasserkanal in der
Turmstral3e eingeleitet werden. Um hier dennoch fiir eine Entlastung zu sorgen und zu einer Verbesserung des Mikroklimas
beizutragen, ist das Ziel der Planung eine grofitmdgliche Bereitstellung von Flachen, die der Aufnahme- und Verdunstungs-
fahigkeit von anfallendem Niederschlagswasser und damit der méglichen Verringerung und Verzogerung des Wasserab-
flusses dienen sollen. Dies soll durch die Festsetzung der zwingend herzustellenden extensiven Dachbegriinungen der
Hauptgeb&ude und Uberdachten Fahrradabstellanlagen erreicht werden. Hierdurch soll, wie bereits genannt, ein Beitrag
zur Minimierung der Oberflachenversiegelung und zur Erhdhung der Auffang- und Verdunstungsrate von anfallendem Nie-
derschlagswasser geleistet werden. Durch die Herstellung von Dachbegriinungen wird das Wasser zunéchst vom Schicht-
aufbau bis zur Wassersattigung aufgenommen und durch Transpiration der Pflanzen und Verdunstung aus dem Schicht-
aufbau wieder an die Atmosphére abgegeben. Der Wasserabfluss iiberschiissigen Wassers erfolgt hierbei mit deutlicher
zeitlicher Verzdgerung.

Um einen weiteren Beitrag zur hydraulischen Entlastung des umgebenden éffentlichen Entwésserungsnetzes zu leisten,
wurden zusétzlich Flachen fur die Riickhaltung und die nachgelagerte verzdgerte Zufuhr von anfallendem unverschmutztem
Niederschlagswasser festgesetzt. Das anfallende unverschmutzte Gberschiissige Niederschlagswasser der tiber- und un-
terbauten sowie der sonstigen versiegelten Flachen des Plangebiets soll hierbei gesammelt und auf der festgesetzten Fla-
che fir die Riickhaltung von Niederschlagswasser in einer zu begriinenden Mulde mit einer Flache von insgesamt 100 m?2
und einem Riickhaltevolumen von insgesamt 40 m3 zurlickgehalten werden. Die Dimensionierung der Anlage gem. den
Ergebnissen des wasserwirtschaftlichen Gutachtens zum geplanten Vorhaben (vgl. Hydrotec Ingenieurgesellschaft fiir Was-
ser und Umwelt mbH, Aachen, 10/2022) entspricht dariiber hinaus auch dem benétigtem Riickhaltevolumen im Falle eines
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100-jahrigem Starkregenereignisses (HQ 100), so dass mit der Realisierung dieser baulichen Anlage gleichzeitig Vorkeh-
rungen zum Schutz der hochbaulichen Anlagen des Plangebiets auch im Falle des vorgenannten Starkregenereignisses
erreicht werden. Hierdurch soll zudem auch sichergestellt werden, dass auf den baulichen Bestand im Umfeld durch die
geplante innerértliche Nachverdichtung mit hinzutretenden versiegelten Flachen keine negativen Auswirkungen in Folge
von Starkregenereignissen bis zu einer Bemessungsgrenze eines 100-jahrigem Starkregenereignisses (HQ 100) entstehen.

Zudem soll im Riickgriff auf die Ergebnisse der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit zugunsten des Uberflutungsschut-
zes, bezogen auf den riickwartigen Bereich der Bestandsgebaude entlang der Minstereifeler StralRe, vom geplanten Abriss
der Garagengebaude zwischen den Bestandsgebauden Minstereifeler Stral3e 39 und 41 Abstand genommen werden. Der
Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans wurde dementsprechend reduziert. AuRerhalb des vorliegen-
den Planverfahrens sollen zudem zukiinftig weitere bauliche SchutzmalZnahmen im Bereich der Bestandgebaude getroffen
werden. Dazu kdnnen MaRnahmen gehdéren, wie z.B. der Einbau sogenannter Flutklappen/-schwellen und die Erhéhung
des Niveaus von Lichtschéchten der Bestandsgebéude.

Das Plangebiet liegt innerhalb der beiden im Planungsstand befindlichen Wasserschutzgebiete WSG Swisttal Heimherz-
heim Ludendorf, Wasserschutzzone Il B, des Wasserversorgungsverbandes Euskirchen-Swisttal und WSG Dirmerzheim,
Wasserschutzzone Il B (voraussichtlich ab dem Jahr 2050). Zum Schutz des Grundwassers wurde dementsprechend ein
Hinweis zum Ausschluss der unterirdischen Lagerung wassergefahrdender (fester, fliissiger, loslicher) Stoffe in den vorha-
benbezogenen Bebauungsplan aufgenommen. Zudem wurde darauf hingewiesen, dass die oberirdische Lagerung wasser-
gefahrdender (fester, fliissiger und loslicher) Stoffe nur in Lagerbehdltern und bis zu einem Gesamtvolumen aller Lagerbe-
hélter in Summe bis maximal 20.000 | zuléssig ist. Zudem miissen Anlagen zur Lagerung wassergefahrdender (fester,
flissiger und loslicher) Stoffe die Anforderungen an eine Lagerung im Wasserschutzgebiet erfillen. Fir das Plangebiet gilt
dariiber hinaus die MalRgabe, dass der Einbau von Recyclingbaustoffen nur nach vorhergehender wasserrechtlicher Er-
laubnis zulassig ist, um auch hierbei einen Schutz des Grundwasserkdrpers zu gewahrleisten.

Um dar(ber hinaus eine zusétzliche Abwasserbelastung durch lonisation des Niederschlagswassers zu verhindern, wird
festgesetzt, dass unbeschichtete kupfer-, zink- oder bleigedeckte Dacher innerhalb des Geltungsbereiches dieses Vorha-
benbezogenen Bebauungsplans unzuléssig sind.

Aus Griinden des Grundwasserschutzes bedarf die Entwésserung von Baugruben einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Der
Antrag ist rechtzeitig beim Amt fir Umwelt und Naturschutz des Rhein-Sieg-Kreises einzureichen. Mit den Bauma3nahmen
darf erst begonnen werden, wenn die entsprechenden wasserrechtlichen Bescheide vorliegen. Betriebsstdrungen und sons-
tige Vorkommnisse, die erwarten lassen, dass wassergefdhrdende Stoffe in das Grundwasser gelangen, sind unverziiglich
— aulerhalb der Dienstzeiten Uber die Leitstelle des Rhein-Sieg-Kreises, Telefon 02241/12060 — dem Rhein-Sieg-Kreis
anzuzeigen. Dabei sind Art, Umfang, Ort und Zeit des Schadensereignisses moglichst genau anzugeben.

724 Tiere und Pflanzen
7.2.4.1 Artenschutz

Bei allen raumwirksamen Planungen sind die Belange des Artenschutzes im Sinne des § 44 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) zu beachten. Um zu ermitteln, ob artenschutzrechtliche Belange dem Verfahren entgegenstehen, sowie zur
Vermeidung von Verstdlien gegen die Verbotstatbesténde nach § 44 BNatSchG wurde eine Artenschutzpriifung (ASP) der
Stufe 1 im Rahmen des vorliegenden Bauleitplanverfahrens erarbeitet (vgl. Dr. rer. nat. Olaf Denz, Wachtberg, 08.06.2021).
Der Prifumfang einer ASP beschrénkt sich auf die europaisch streng geschiitzten FFH-Anhang IV-Arten und die européi-
schen Vogelarten. Die Ergebnisse dieses Priifverfahrens miissen nach den fachrechtlichen Vorgaben des Bundesnatur-
schutzrechtes beurteilt werden und unterliegen daher nicht der gemeindlichen Abwégung nach § 1 (7) BauGB. Die vorlie-
gende ASP 1 kommt zu folgendem Ergebnis:

Fir die vorhandenen Garagenbauten ist davon auszugehen, dass diese aktuell keine Bedeutung als Lebensraum fiir Ge-
baude- und Fassadenbrtiter unter den Vdgeln sowie fiir die Wildkatze unter den Saugetieren besitzt, ebenso nicht fiir die
Zwergfledermaus und ggf. weitere Fledermausarten. Daher wird das geplante Vorhaben eines Abrisses einzelner Garagen-
gebaude aus artenschutzrechtlicher Sicht als zuldssig beurteilt. Es sind keine Mallnahmen zur Vermeidung und Minimie-
rung artenschutzrechtlicher Beeintrachtigungen aus Sicht der untersuchten Tierartengruppen notwendig. Weder Végel und
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ihre Niststatten noch die Wildkatze oder Fledermause und deren Quartiere sind aktuell unmittelbar durch den geplanten
Abbruch betroffen, so dass es durch das Vorhaben nicht zum Eintritt von Verbotstatbestdnden nach § 44 Abs. 1 Nr. 1-3
BNatSchG kommt, aufgrund derer artspezifische Ausgleichsmanahmen gemal § 44 Abs. 5 BNatSchG erforderlich wéren.
Solche funktionserhaltenden MalRnahmen, so genannte CEF-MafRnahmen (Continuous ecological functionality-measures),
dienen im Allgemeinen dem Erhalt der 6kologischen Funktion von Fortpflanzungs- oder Ruhestétten, einschlielich der
essenziellen Nahrungshabitate, im rdumlichen Zusammenhang, die vorhabenbedingt beeintrachtigt werden. Um die 6kolo-
gische Funktion der im Vorhabenbereich potenziell vorhandenen Fortpflanzungs- oder Ruhestétten, einschlieRlich der es-
senziellen Nahrungshabitate, im rdumlichen Zusammenhang zu wahren, miissen die Manahmen vorgezogen, also vor
Beginn des Vorhabens, durchgefiihrt werden. Eine Uberpriifung von Ausnahmetatbestinden nach § 45 Abs. 7 BNatSchG
fiir das dieser artenschutzrechtlichen Uberpriifung zu Grunde liegende Vorhaben des Gebaudeabrisses ist nicht notwendig.

Dies gilt auch fiir die Geh6lze in Bezug auf Arten, deren Fortpflanzungs- und Ruhestétten an dauerhafte Einrichtungen
gebunden sind, denn es existieren weder dauerhafte Niststatten von Végeln in Form von Greifvogelhorsten oder Specht-
hohlen, noch Quartierpotenziale als Verstecke firr Fledermaduse in Form von Baumhéhlen oder abblatternder Borke.

Die Unbedenklichkeit zur Beseitigung gilt allerdings zeitlich nicht uneingeschrankt fiir die Gehdlze, die auf dem Grundstlick
wachsen. Zwar besitzen die Baume und Straucher keine Bedeutung fir Végel und Fledermduse, soweit es sich bei Vertre-
tern aus der erstgenannten Gruppe um Arten handelt, die auf ausdauernde Fortpflanzungs- und Ruhestatten angewiesen
sind. Jedoch kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Gehdlze aktuell von anderen Vogelarten genutzt werden, die
saisonale Nester besitzen, wobei es sich dabei — wie festgestellt — nicht um planungsrelevante Arten handelt. Daher kann
eine Beseitigung der Gehdlze grundsatzlich nur auRerhalb des Zeitraums der allgemeinen Brutzeit der Vogel stattfinden,
welche vom 01.03. bis zum 30.09. eines Jahres andauert.

Auf der Grundlage der aktuellen Gegebenheiten und unter Beachtung der vorgeschlagenen Regelungen kann dem Vorha-
ben zum Abriss der Garagengebaude sowie zur zeitlich eingeschrénkten Beseitigung der Gehdlze damit artenschutzrecht-
lich zugestimmt werden.

Um den artenschutzrechtlichen Belangen ausreichend Rechnung zu tragen, werden in Hinblick auf geplante Eingriffe inner-
halb des Plangebiets die Vermeidungsmanahmen (V1a - V2) festgesetzt (siehe Abschnitt 6.10 Malinahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft). Hierdurch soll das Eintreten méglicher Verbotstatbe-
stdnde nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 - 3 BNatSchG ausgeschlossen werden. Zusétzlich werden aus Griinden des allgemeinen
Artenschutzes von Vogeln und Insekten im Sinne der Vermeidung des méglichen Eintretens von Verbotstatbestéanden ge-
méalk § 44 (1) Nr. 1, 2 und 3 BNatSchG weitere Vermeidungsmalinahmen festgesetzt. Demzufolge werden MalRnahmen
gegen Vogelschlag als Vermeidungsmanahme V3 sowie aus Griinden des allgemeinen Artenschutzes wildlebender Tier-
und Pflanzenarten vor Lichtimmissionen die Vermeidungsmafinahme V4 zum Einsatz insekten- und fledermausfreundlicher
Beleuchtungsmittel in die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans aufgenommen.

7.2.4.2 Baumbestand

In Rheinbach besteht keine Baumschutzsatzung. Dennoch wurde zur Beurteilung des Baumbestandes eine Uberpriifung
auf Verkehrssicherheit und Erhaltenswirdigkeit durch das Baumfachbiiro Torsten Roller (vgl. Baumfachbiiro Torsten Roller,
Kronberg/Ts., 02.10.2021) durchgefiihrt. Anhand verschiedener Parameter und unter Einbeziehung der gestalterischen und
okologischen Funktion sowie der baumartspezifischen genetischen Disposition erfolgte eine zusammenfassende Bewer-
tung der Erhaltenswiirdigkeit in drei Kategorien:

Hoch: pragender Baum mit leichten Schaden und hoher Lebenserwartung

Mittel: vorgeschadigter Baum, genetisch bedingte mittlere Lebenserwartung oder eingeschrénkte gestalterische
bzw. 6kologische Funktion

Gering: stark geschadigte Baume mit geringer Lebenserwartung oder Exemplare mit geringer Funktionserfillung

Im Rahmen des Vermesserplanes wurden 17 vorhandene Bestandslaubb&dume auf dem Grundstiick der Vorhabentrégerin
sowie in den angrenzenden Verkehrsflachen ausgewiesen (siehe Vermessergrundlage in der Bebauungsplanzeichnung).
Da es sich bei den Baumen Nr. 2 und 3 um nur einen Baum mit zwei Stdmmen handelt, wurden diese im Rahmen der
Baumuntersuchung als ein Baum beurteilt. Demnach wurden von den 16 vorhandenen Bestandslaubbdumen
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e zwei Badume mit einer hohen Erhaltenswiirdigkeit (B&ume Nr. 4 und 8),

e sechs Baume mit einer mittleren Erhaltenswirdigkeit (Baume Nr. 5, 9, 10, 13, 14 und 17)

¢ und acht Baume mit einer geringen Erhaltenswiirdigkeit (Baume Nr. 1, 2 bzw. 3, 6, 7, 11, 12, 15 und 16) einge-
stuft.

Die B&ume mit hoher Erhaltenswiirdigkeit befinden sich beide auferhalb des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans bzw. des Vorhaben- und ErschlieBungsplans und werden im Rahmen der Planung erhalten. Von den
B&umen mit einer mittleren Erhaltenswurdigkeit befinden sich die B&ume Nr. 13, 14 und 17 innerhalb des Geltungsberei-
ches. Diese Baume kénnen aufgrund der Planung bzw. des erforderlichen Baugrubenaushubs voraussichtlich nicht erhalten
werden. Von den Baumen mit einer geringen Erhaltenswiirdigkeit befindet sich lediglich Baum Nr. 12 innerhalb des Gel-
tungsbereiches, der ebenfalls aus oben genannten Griinden nicht erhalten werden kann. Durch die Planung entfallen somit
4 Baume (3 Baume mittlerer und ein Baum geringer Erhaltenswiirdigkeit). Durch die Festsetzung von 11 Neupflanzungen
findet eine Kompensation der entfallenden Baumstandorte statt.

7.25 Klima

Garten und begriinte Brachflachen tragen insgesamt zur Verbesserung des Stadtklimas bei. Mit der Realisierung des Vor-
habens werden, (iber die bestehende Bebauung und Befestigung hinaus, Flachen beansprucht, die an anderer Stelle des
Quartiers nicht wieder hergestellt werden. Durch die hinzutretende bauliche Nachverdichtung werden grundsatzlich Veran-
derungen der stadtklimatischen Verhaltnisse bewirkt. Um hierbei wesentlichen Beeintrachtigungen der vorhandenen stadt-
klimatischen Verhéltnisse im Plangebiet und dessen Umfeld durch die anstehende Planung entgegenzuwirken, wurden im
Rahmen des Bauleitplanverfahrens Méglichkeiten zur Anpassung an den Klimawandel sowie Manahmen zur Begrenzung
maglicher Auswirkungen auf den Klimawandel untersucht. Demnach soll auf Grundlage der planungsrechtlichen Festset-
zungen der ruhende Verkehr zum (iberwiegenden Teil innerhalb der geplanten Tiefgarage untergebracht werden, so dass
ein grétmoglicher Verzicht auf oberirdische Stellplatze erzielt werden kann. Hierdurch kann der Oberflachenversiegelung
entgegengewirkt werden. Der obere Abschluss von Tiefgaragen ist zudem intensiv zu begriinen und zu bepflanzen. Hier-
durch sollen Aufheizungseffekte minimiert und die Verdunstungsrate von anfallendem Niederschlagswasser durch die vor-
hergehende Auffangméglichkeit in der Vegetationsschicht erhoht werden.

Mit der festgesetzten offenen Bauweise und der von der StraRe abgeriickten Anordnung der geplanten (iberbaubaren
Grundstlicksflachen soll fir die Nachverdichtung ein stadtebaulich durchléssiger und offener Charakter erreicht werden.
Dadurch wird die freie Zirkulation von Kaltluft zwischen dem Plangebiet und den angrenzenden stadtraumlichen Bereichen
ermdglicht, um damit einer Be- und Durchliiftung Rechnung zu tragen. Die Begrlinung der nicht Gber- oder unterbauten
bzw. versiegelten Grundstiicksflachen durch Rasenflachen bietet auch zukiinftig die Mdglichkeit zur Kaltluftentstehung.

Auch die geplante Dach- und Fassadenbegriinung sowie die festgesetzten Baumpflanzungen sorgen durch die Verduns-
tung von Niederschlagswasser fir die Entstehung von Kaltluft und sind somit mikroklimatisch wirksam. Zudem tragen sie
zur Erhdhung der Schadstoffabsorption bei. Nicht zuletzt dienen die B&ume als Schattenspender an heien Sommertagen.
Insgesamt kompensieren diese Mallnahmen somit zu einem gewissen Anteil die durch die Neubebauung entfallenden
Grinflachen und Baumstandorte.

Der Eingriff in das Schutzgut Klima ist auf Grundlage der planungsrechtlich berticksichtigten MaRnahmen als vertraglich
anzusehen, da voraussichtlich keine wesentlichen Beeintréchtigungen fiir das Meso- oder Makroklima im Stadtgebiet be-
wirkt werden. Beeintréchtigungen konnten sich lediglich durch Staubemissionen wahrend der Bauphasen ergeben. Diese
sind jedoch nicht als dauerhafte Beeintréchtigung der vorhandenen klimatischen Situation zu werten. Die Auswirkungen der
beabsichtigten Baumalinahmen sind in Bezug auf den thermischen und lufthygienischen Ausgleich unter Beriicksichtigung
der getroffenen Festsetzungen nicht von erheblicher Bedeutung.

Die Stadt Rheinbach legt in ihrem integrierten Handlungskonzept fiir den Klimaschutz in der Stadt Rheinbach (Mérz 2010)
Empfehlungen fiir eine energiebewusste Bauleitplanung dar, um die Belange des Klimaschutzes im Rahmen der Stadtent-
wicklung zu stérken. Darin werden 6 Merkpunkte aufgefiihrt, die im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens nach Art einer
,Checkliste* in die Abwagung eingebracht werden sollen. Wie diese Merkpunkte im Rahmen des vorliegenden Vorhabens
ber(icksichtigt werden, ist in den folgenden Abschnitten erlautert.
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Merkpunkt 1: Ost-West-Zeilen statt Nord-Sid-Zeilen

Ost-West-Zeilen gewinnen erheblich mehr winterliche Sonnenenergie als Nord-Std-Zeilen. Bei gleicher Bauweise weisen
sie 50 % mehr Sonneneinstrahlung und 10 % weniger Heizbedarf wahrend der Heizzeit auf. Im Rahmen des vorliegenden
Vorhabens standen stadtebauliche Griinde bei der Orientierung der Geb&ude im Vordergrund. Dennoch sind die Hauser 1
und 2 an der TurmstralRe Uberwiegend als Ost-West-Zeilen ausgebildet. Die Hauser 3 und 4 entsprechen eher Nord-Siid-
Zeilen, wobei aufgrund der Kiirze der Geb&ude kaum von Zeilen die Rede sein kann. Zudem kann eine reine Siid-Ausrich-
tung von Geb&udeseiten auch kritisch gesehen werden, da hierdurch zum einen reine nordorientierte Raume mit einer
schlechten Belichtung entstehen. Zum anderen kénnen sich die siidorientierten Raume in den immer heiRer werdenden
Sommermonaten deutlich aufheizen.

Merkpunkt 2: Zusammenbauen statt offene Bauweise

Durch gréRere zusammenhéngende Baukorper sinkt das AuBenflachen/Volumen-Verhdltnis (A/V) und damit der Warme-
verlust. GroRere zusammenhangende Bebauungen bendtigen daher weniger Heizenergie als kleinere freistehende Ge-
baude. Beim vorliegenden Vorhaben ist Geschosswohnungshau vorgesehen, was per se groRere Gebdude beinhaltet als
die im Umfeld zum grof3en Teil vorhandenen freistehenden Einfamilienh&user. Dennoch sollen diese aus Griinden der
stadtebaulichen Einfugung — auch aufgrund der Einhaltung der Orientierungswerte gemal § 17 BauNVO - nicht in Form
einer geschlossenen Bauweise errichtet werden, zumal die vorgesehene offene Bauweise die oben beschriebenen klimati-
schen Vorziige in Bezug auf die Beltftung aufweist.

Merkpunkt 3: Im Stiden viel, im Norden wenig Glasflachen

Gegen Sliden grof3zlgig verglaste und gegen Norden minimal befensterte Ost-West-Zeilen weisen im Vergleich zu gleich
warmegedammten, gleichmé&Rig und konventionell befensterten Nord-Suid-Zeilen 170-330 % mehr Sonneneinstrahlung und
25 % weniger Heizenergiebedarf wahrend der Heizzeit auf. Aus Griinden der Wohnqualitat ist zu allen Gebaudeseiten eine
angemessene Ausstattung mit Fensterflachen vorgesehen. Die Bebauung ermdglicht jedoch grundsétzlich die Ausrichtung
von Wohnrédumen nach Siliden bzw. Westen und die Ausrichtung von Schaf- und Nebenrdumen nach Norden bzw. Osten.

Merkpunkt 4: ErschlieBung von Norden, Wohnen im Siden

ErschlieBung und Hauseingange auf der Nordseite ermoglichen Geb&udegrundrisse, die die Wohnbereiche nach Siiden
orientieren. Im vorliegenden Vorhaben ist fir die Hauser 1 und 2 aus Griinden der Einfligung in den stadtebaulichen Kontext
sowie zur Schaffung eines geschutzten rickwartigen Freibereichs eine ErschlieBung im Vorbereich der Hauser entlang der
TurmstraRRe vom siidwestlichen Straenraum aus geplant. Fiir die Hauser 3 und 4 am Miinstergélichen ist ein gemeinsamer
ErschlieBungsstich mit Hauseingéngen an der Nordost- bzw. Stidwestseite vorgesehen, an dem —im Sinne einer effizienten
Planung - die gemeinschaftlichen Nebenanlagen (Spielplatz, Mullstellflache) angeordnet werden. Dennoch steht die Er-
schlieBung von der Stidwestseite beim vorliegenden Geschosswohnungsbau einer ebenfalls nach Siidwesten vorgesehe-
nen Ausrichtung der Wohnbereiche nicht entgegen. AuRenwohnbereiche, wie Balkone und Terrassen, sollen jedoch zur
stadtebaulichen Einfligung sowie zum Schutz der Privatsphére ausschlief3lich an den seitlichen bzw. straRenabgewandten
Fassaden angeordnet werden.

Merkpunkt 5: Sud-orientierte Dachflachen vorsehen

Festlegungen zur Dachneigung sollten am optimalen Winkel flir Sonnenkollektoren orientiert werden, insbesondere wenn
Dachflachen nicht direkt nach Siiden orientiert sind. Im vorliegenden Vorhaben werden Flachdachflachen festgesetzt, auf
denen Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie im optimalen Winkel angeordnet werden kénnen.

Merkpunkt 6: Zonierung von Bauhdhen beachten

Bauweisen sind zur Erhéhung der Sonneneinstrahlung so anzulegen und zu mischen, dass in Abhangigkeit vom Abstand
der Geb&ude hohere, dichtere Bebauungen im Norden und niedrige, weniger dichte Bebauungen im Stiden liegen. Im
Rahmen der vorliegenden Planung ist keine zweireihige Neubebauung vorgesehen. Im Bezug auf die Bestandsgebéude an
der Miinstereifeler StraBe bzw. am MiinstergaRchen wurde die Verschattungssituation durch die Anderung der Dachform
von Sattel- zu Flachdach und ein Abriicken von Haus 4 verbessert.
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Wie oben beschrieben und im vorhabenbezogenen Bebauungsplan festgesetzt, werden Anlagen zur solaren Energiege-
winnung, wie Photovoltaikmodule oder Sonnenkollektoren, als aufgesténderte Anlagen auch oberhalb der extensiven Dach-
begriinung ermdglicht. Sie sorgen damit fir den weiteren Aushau der regenerativen Energien und somit fir einen langfristig
positiven makroklimatischen Effekt.

Anforderungen an die Energieeffizienz von Gebauden werden aktuell durch das GebaudeEnergieGesetz (GEG) geregelt.
Damit besteht auf Ebene der Bauleitplanung grundsatzlich kein zusatzlicher Regelungsbedarf. Aufgrund des GEG sind
neben architektonischen und baulichen auch die anlagentechnischen Einfliisse zu beriicksichtigen. Fir ein eigenstandiges
wirtschaftliches lokales Energiekonzept ist das Vorhaben zu klein.

7.2.6 Landschaftshild / Erholung

Die vorhandenen privaten Gartenflachen pragen bisher die vom Plangebiet erfassten Straenraume entlang der éffentlichen
Verkehrsflachen TurmstraBe und MiinstergdRchen. Zukiinftig werden die StraRenrdume baulich gefasst und somit durch
die neue Bebauung mit inren begriinten Fassaden oder Holzfassaden sowie vorgelagerten bzw. dazwischenliegenden Ra-
senflachen, Hauseingangen/Zuwegungen, Stellplatzen, Aufstellflachen fiir Abfallbehalter und Fahrradabstellanlagen ge-
pragt. Die maximal zuléssige Zahl der Vollgeschosse wird auf zwei Vollgeschosse begrenzt, die Gebdudelangen orientieren
sich an den vorhandenen Geschosswohnungsbauten entlang der Minstereifeler Stral3e. Die entfallenden Baume werden
durch die dauerhafte Neuanpflanzung von gleichwertigen Bdumen ersetzt. Dauerhafte Beeintrachtigungen des Land-
schaftshildes sind vor diesem Hintergrund nicht zu erwarten, sondern lediglich temporére Auswirkungen auf das Land-
schaftshild durch méglicherweise hohe Baumaschinen, wie etwa Baukréne oder &hnliches.

Die tiefen Grundstticksflachen werden bisher durch die vorhandenen Bewohner als Frei- und Erholungsflachen genutzt.
Diese nutzbaren Freiflachen entfallen mit der zukiinftigen Bebauung. Es verbleiben jedoch — unter anderem durch Wahrung
des gemaR § 17 BauNVO geltenden GRZ-Orientierungswertes fiir Allgemeine Wohngebiete von 0,4 — angemessen gro3e
Gartenflachen fiir die Bestandsgebdude. Grundsétzlich sollen zwischen der Neu- und der Bestandsbebauung auf den Teil-
flachen der Neubebauung gemeinschaftlich nutzbare AuRenbereiche entstehen, die durch alle Bewohner genutzt werden
kénnen. Durch die Stellung der baulichen Anlagen parallel zu den &ffentlichen Verkehrsflachen Turmstral3e sollen auf der
stralenabgewandten Seite im riickwartigen Grundstticksbereich hierfur die entsprechenden Voraussetzungen im Sinne
eines ruhigen und geschiitzten Innenbereiches geschaffen werden.

7.2.7 Kultur- und Sachgter

Im Plangebiet ist die Aufdeckung von archdologischen Bodenfunden nicht auszuschlieBen. Aus diesem Grund wird im
Textteil des Bebauungsplans ein Hinweis zum Verhalten beim Entdecken von Bodendenkmélern aufgenommen. Durch die
Aufnahme des Hinweises wird den Belangen des Schutzgutes Kultur- und Sachguter auf planungsrechtlicher Ebene aus-
reichend Rechnung getragen.

7.3 Bilanzierung / MalRnahmen zur Kompensation

Vorliegend findet der Eingriff auf einer bisher unbebauten Flache statt, die jedoch auch nach § 34 BauGB gemal den fir
ein Allgemeines Wohngebiet (WA) zulassigen GRZ-Werten hétte Gber-/unterbaut bzw. versiegelt werden konnen.

Im beschleunigten Bauleitplanverfahren gemal? § 13a BauGB gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung eines Bebau-
ungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder
zuléssig. Okologische MaRnahmen zum Ausgleich oder zum Ersatz sind nach dem Ergebnis der Planung mit dem Ziel der
innerdrtlichen Nachverdichtung daher nicht erforderlich. Die MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
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Boden, Natur und Landschaft sowie bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schédlichen Umwelt-
einwirklungen und sonstigen Gefahren im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) sind Bestandteil des
Bebauungsplans und finden Eingang in die planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans.

7.4 Kosten und Finanzierung

Die Vorhabentrégerin tragt die Kosten des Planverfahrens einschlief3lich der Kosten fiir die erforderlichen Fachgutachten.
Der Stadt Rheinbach entstehen, bis auf die hoheitlichen, nicht umlegbaren Kosten der Durchfiihrung des Bauleitplanver-
fahrens, keine Kosten.

75 Stadtebauliche Kenndaten
Gesamtflache 4.475 m2 100,00 %
Wohngebiet 4.475 m? 100,00 %

RhGINDACH, BN ..o e

Ludger Banken
Birgermeister

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 75 ,Miinstereifeler StraRe — Turmstral3e” Seite 39



	1 Vorbemerkungen
	1.1 Rechtsgrundlagen

	2 Einführung
	2.1 Plangebiet, räumlicher Geltungsbereich
	2.2 Eigentumsverhältnisse
	2.3 Ziele und Zwecke der Planung

	3 Planungsvorgaben und Planungsrecht
	3.1 Regionalplan
	3.2 Flächennutzungsplan
	3.3 Landschaftsplanung

	4 Bebauungsplan
	4.1 Bauleitplanverfahren
	4.2 Vorhaben- und Erschließungsplan
	4.3 Städtebauliches Konzept

	5 Erschließung, Ver- und Entsorgung
	5.1 Verkehrstechnische Erschließung
	5.2 Ver- und Entsorgung

	6 Festsetzungen des Bebauungsplans
	6.1 Art der baulichen Nutzung
	6.2 Maß der baulichen Nutzung
	6.3 Bauweise
	6.4 Überbaubare Grundstücksfläche
	6.5 Stellplätze und Garagen
	6.6 Nebenanlagen
	6.7 Versorgungsleitungen
	6.8 Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser, sowie für Ablagerungen
	6.9  Bauliche oder technische Maßnahmen zur Vermeidung oder Verringerung von Hochwasserschäden einschließlich Schäden durch Starkregen
	6.10 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
	6.11 Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes
	6.12. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
	6.13 Vorhaben- und Erschließungsplan
	6.14 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

	7 Auswirkungen des Bebauungsplans
	7.1 Städtebauliche und verkehrliche Auswirkungen
	7.2 Umweltauswirkungen
	7.3 Bilanzierung / Maßnahmen zur Kompensation
	7.4 Kosten und Finanzierung
	7.5 Städtebauliche Kenndaten


